Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Drucksadle 8/ 263 


05 . 04 . 77 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Wahlprüfungsausschusses 


zu 25 Wahleinsprüchen (Anlagen 1 bis 25) 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 8. Deutschen Bundestag vom 3. Oktober 1976 zu ent- 
scheiden. Die jetzt zur Beschlußfassung vorgelegten Entschei- 
dungen behandeln 25 von insgesamt 41 eingelegten Einsprüchen. 
Drei Wahleinsprüche wurden von den Einspruchsführern zu- 
rückgezogen. Die noch in Vorprüfung befindlichen Einsprüche 
beziehen sich hauptsächlich auf die Häufung ungültiger Zweit- 
stimmen im Land Niedersachsen. 


B. Lösung 

Zurückweisung dieser Wahleinsprüche ohne öffentliche münd- 
liche Verhandltmg 

1 . wegen Nichteinhaltung der gesetzlichen Ausschlußfrist 

— 1 Einspruch — (§6 Abs. 1 a Nr. 1 Wahlprüfungsgesetz 
[WPG]) 

2. wegen offensichtlicher Unoegründetheit 

— 24 Einsprüche — (§6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG). 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des Bun- 
destages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen. 
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c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 

Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 


C. Alternativen 

standen hinsichtlich der Entscheidung nicht zur Diskussion, 

In Fällen jedoch, in denen die Zurückweisung eines Einspruchs 
wegen mangelnder Erheblichkeit auf die Sitzverteilung im 
Bundestag vorgeschlagen wird, hat der Wahlprüfungsausschuß 
es nicht lediglich bei dieser Beschlußempfehlung belassen, son- 
dern sich bemüht, im Rahmen seiner Möglichkeiten dafür Sorge 
zu tragen, daß eine Wiederholung entsprechender Fehler bei 
der nächsten Bundestagswahl ausgeschlossen wird (vgl. Druck- 
sache 7/1956). 


D. Kosten 

entfällt 


Beschlußempfehiung 


Der Bundestag wolle die aus den Anlagen 1 bis 25 ersiditlidien Entscheidungen 
treffen. 


Bonn, den 26. März 1977 


Der Wahlprüf ungsaussdiuß 

Schulte (Unna) Schmidt (Wuppertal) (zu Anlagen 1 bis 7) 

Vorsitzender Ollesch (zu Anlage 8) 

Dürr (zu Anlagen 9 bis 13) 

Dr. Linde (zu Anlagen 14 bis 16) 

Dr. Miltner (zu Anlage 17) 

Broll (zu Anlagen 18 bis 25) 
Berichterstatter 
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Anlage 1 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 5/76 — der Frau Monika Koll- 
mannsberger, Landshut, Hummelweg 31, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 3, Oktober 1976 an den 
Wahlleiter der Stadt Landshut und der Stadt 
Hilden, das der Oberbürgermeister der Stadt 
Landshut mit Schreiben vom 11. Oktober 1976 
dem Deutschen Bundestag zugeleitet hat, hat die 
Einspruchsführerin Einspruch gegen die Gültig- 
keit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag ein- 
gelegt. 

Zur Begründung ihres Einspruchs trägt sie 
vor: 

Durch die Stadt Landshut — Landshut sei ihr 
Hauptwohnsitz — sei ihr eine Wahlbenachrich- 
tigung für die Wahl zum 8. Deutschen Bundes- 
tag mit dem Vermerk zugeleitet worden, sie sei 
in das Wählerverzeichnis eingetragen und kön- 
ne in dem bezeichne ten Wahlraum wählen. Als 
sie auch in der Stadt Hilden eine entsprechende 
Benachrichtigung bekommen habe, habe sie die- 
se nach telefonischer Rücksprache mit dem 
Wahlamt zurückgegeben, da ihr erklärt worden 
sei, sie könne dann auch in Landshut wählen, 
wo sie sich am Wahltag auf halten wollte. 

Als sie am Wahltag in dem in der Wahlbenach- 
richtigung bezeichne ten Wahlraum zur Wahl er- 
schienen sei, sei ihr erklärt worden, sie dürfe 
nicht wählen, da sie im Wählerverzeichnis ge- 
strichen worden sei. Ihr sofortiger Einspruch bei 
den zuständigen Herren des Wahlamtes habe 
keinen Erfolg gehabt. Darüber hinaus sei ihr so- 
wohl eine Bestätigung darüber verweigert wor- 
den, daß sie sich über die Streichung im Wäh- 
lerverzeichnis beschwert habe, noch habe man 
angeblich etwas unternehmen können, um ihr zu 
dem Wahlrecht zu verhelfen. 

Ihren Einspruch begründet die Einspruchsführe- 
rin vor allem damit, daß ihr die Stadt Landshut 
die Eintragung im Wählerverzeichnis amtlich 
mitgeteilt, es jedoch versäumt habe, sie auch 
über die Streichimg zu benachrichtigen, wo- 
durch ihr die Wahrnehmung des Wahlrechts ge- 


nommen worden sei. Aus diesem Grunde fechte 
sie das Wahlergebnis an und verlange eine ent- 
sprechende Entscheidung. 

In dem Schreiben des Oberbürgermeisters der 
Stadt Landshut, mit dem dieser den Einspruch 
der Einspruchsführerin dem Deutschen Bundes- 
tag zugeleitet hat, wird zu der Einspruchsbe- 
gründung wie folgt Stellung genommen: 

In Landshut sei die Einspruchsführerin ur- 
sprünglich in das Wählerverzeichnis aufgenom- 
men worden und hätte auch eine entsprechende 
Wahlbenachrichtigungskarte erhalten, nachdem 
sie in Landshut am Stichtag, dem 29. August 
1976, mit alleinigem Wohnsitz gemeldet gewesen 
sei. Am 6. September 1976 habe die Stadt Hilden 
der Stadt Landshut mitgeteilt, die Einspruchs- 
führerin habe sich dort am gleichen Tag ange- 
meldet und sei dort ins Wählerverzeichnis auf- 
genommen worden; im Landshuter Wählerver- 
zeichnis sei sie deshalb zu streichen. Aufgrund 
dieser Mitteilung der Stadt Hilden habe die 
Stadt Landshut zwangsläufig davon ausgehen 
müssen, die Einspruchsführerin habe in Hilden 
keinen Neben- sondern ihren Hauptwohnsitz be- 
gründet, da sie ansonsten nicht in Hilden hätte 
in das Wählerverzeichnis aufgenommen werden 
können. Die Stadt ^ Landshut habe daher der 
Stadt Hilden mit Schreiben vom 10. September 
1976 die Streichung im Wählerverzeichnis der 
Stadt Landshut bestätigt und gleichzeitig gebe- 
ten, die Einspruchsführerin auf die Meldevor- 
schriften hinzuweisen, da sie sich in Landshut 
nicht ab gemeldet habe. 

Für die Stadt Landshut habe keine Veranlassung 
bestanden, die Einspruchsführerin von der Strei- 
chung noch zusätzlich zu unterrichten. Die Zu- 
sendung der Wahlbenachrichtigungskarte sei 
keine Garantie für die Nichtänderung des Wäh- 
lerverzeichnisses. Spätere Änderungen seien 
nicht nur möglich, sondern u. U. sogar zwin- 
gend. Wenn die Einspruchsführerin geglaubt 
habe, sie habe am Wahlsonntag die freie Aus- 
wahl zwischen Hilden und Landshut gehabt, so 
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sei dies ein Fehler, den sie alleine zu vertreten 
habe. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfimg der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG), von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen imd auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch aus den nach- 
folgenden Gründen offensichtlich unbegründet. 

Gemäß § 17 der Bundeswahlordnung (BWO) wird 
jeder Wahlberechtigte von der Gemeindebehörde 
spätestens am Tage vor der Auslegung des Wähler- 
verzeichnisses benachrichtigt, daß er in das Wäh- 
lerverzeichnis eingetragen worden ist. Zweck der 
Benachrichtigung der Wahlberechtigten ist es, dem 
Wähler zu ersparen, durch persönliche Einsichtnah- 
me festzustellen, daß er in das Wählerverzeichnis 
aufgenommen wurde bzw. Wahlberechtigte, die 
keine Wahlbenachrichtigung erhalten haben*, zur 
Nachprüfung ihrer Eintragung zu veranlassen. Dar- 
über hinaus soll sie dem Wähler die wichtigsten 
Hinweise für die Ausübung seines Wahlrechts am 
Wahltage, z. B. bezüglich Wahlraum und Wahlzeit, 
geben und einen glatten Ablauf der Wahlheindlung 
am Wahltag vorbereiten (vgl. Seifert, Bundeswahl- 
recht, 3. völlig neu bearbeitete Auflage, S. 297). 

Gemäß § 15 Abs. 4 BWO wird ein Wahlberechtigter 
in das Wählerverzeichnis der Gemeinde des Zu- 
zugsortes von Amts wegen eingetragen, wenn er 
seine Wohnung verlegt imd sich vor Beginn der 
Auslegungsfrist für das Wählerverzeichnis bei der 
Meldebehörde des Zuzugsortes angemeldet hat. Der 
Wahlberechtigte ist hiervon zu unterrichten. Dar- 
über hinaus muß die Gemeindebehörde des Zuzugs- 
ortes unverzüglich die Gemeindebehörde des Fort- 
zugsortes von der Eintragung unterrichten, die den 
Wahlberechtigten dann in ihrem Wählerverzeichnis 
streicht. 

Aufgrund der Mitteilung der Stadt Hilden vom 
6. September 1976 an die Stadt Landshut mußte die 
Einspruchsführerin im Landshuter Wählerverzeich- 
nis gestrichen werden, da nach der Mitteilung der 
Stadt Hilden davon auszugehen war, daß die Ein- 
spruchsführerin in Hilden nicht lediglich einen Ne- 
ben-, sondern ihren Hauptwohnsitz begründet hatte. 
Aufgnmd der Begründung eines Nebenwohnsitzes 
hätte sie nicht in das Wählerverzeichnis der Stadt 
Hilden aufgenommen werden dürfen (§ 15 Abs. 3 
Buchstabe a Abs. 4 BWO). 

Die Einspruchsführerin wurde deshalb zu Recht in 
das Wählerverzeichnis der Stadt Hilden eingetra- 
gen und erhielt dementsprechend auch die Wahlbe- 
nachrichtigung gemäß § 17 BWO. Wenn die Ein- 
spruchsführerin nach eigener Einlassimg die ihr 
von der Stadt Hilden zugesandte Wahlbenachrichti- 
gung zurückgesandt hat, so verlor sie damit noch 
nicht das Wahlrecht in der Stadt Hilden, da die 
Wahlbenachrichtigung zwar obligatorisch ist, aber 
nur eine zusätzliche Information des Wählers zu 


den öffentlichen Bekanntmachungen dar stellt, deren 
Unterlassung keine Folgen für die Rechtsgültigkeit 
der Wahl hat. Sie blieb somit solange in der Stadt 
Hilden wahlberechtigt, als sie in das dortige Wäh- 
lerverzeichnis eingetragen war. 

Wenn die Einspruchsführerin erklärt, ihr sei bei ei- 
ner telefonischen Rücksprache mit dem Wahlamt 
der Stadt Hilden erklärt worden, sie könne, da sie 
auch in das Wählerverzeichnis der Stadt Landshut 
eingetragen worden sei, dort wählen, da sie sich 
am Wahltag dort aufhalte, so war diese Auskunft, 
unterstellt, sie wurde tatsächlich so erteilt, aber ob- 
jektiv falsch. Die Eintragung der Wahlberechtigten 
in das Wählerverzeichnis erfolgt grundsätzlich von 
Amts wegen. Das bedeutet, es bedarf über die An- 
meldung bei der zuständigen Meldebehörde hinaus 
keiner zusätzlichen Meldung des Wahlberechtigten 
für die Aufnahme in das Wählerverzeichnis. Die 
Führung des Wählerverzeichnisses von Amts we- 
gen bedeutet aber auch, daß der Wahlberechtigte 
auch bei Ummeldung kurz vor dem Wahltag keine 
Wahlmöglichkeit bezüglich des Ortes hat, an dem 
er von seinem Wahlrecht Gebrauch machen will. 
Da die Stadt Hilden der Stadt Landshut am 6. Sep- 
tember 1976 Mitteilung von der Eintragung der Ein- 
spruchsführerin in das Wählerverzeichnis der Stadt 
Hilden machte, war die Stadt Landshut auch be- 
rechtigt und verpflichtet, von Amts wegen die Be- 
richtigung des Wählerverzeichnisses gemäß § 15 
Abs. 4 Satz 3 BWO vorzunehmen. 

Gemäß § 15 Abs. 4 Satz 2 BWO war die Meldebe- 
hörde des Zuzugsortes, also die Stadt Hilden, ver- 
pflichtet, der Einspruchsführerin Mitteilung von der 
Eintragung in das Wählerverzeichnis zu machen, 
woraus sich ergibt, daß die Gemeindebehörde des 
Fortzugsortes, also Landshut, nicht verpflichtet 
war, die Streichung der Eintragung im dortigen 
Wählerverzeichnis mitzuteilen, wie die Einspruchs- 
führerin zu Unrecht annimmt. 

Da der Einspruchsführerin auch bekannt war, daß 
sie nur einmal von ihrem Wahlrecht Gebrauch ma- 
chen konnte und durfte, durfte sie sich andererseits 
nicht darauf verlassen, daß die von ihr vorgetrage- 
ne, telefonische Auskunft seitens des Wahlamtes 
der Stadt Hilden der Rechtslage entsprach. Gerade 
die Zusendung einer Wahlbenachrichtigimg durch 
beide Gemeinden hätte sie zu besonderer Sorgfalt 
verpflichtet. Die Tatsache, daß sie sich am Wahl- 
sonntag in der Fortzugsgemeinde aufhielt, konnte 
an der Rechtslage, wie sie sich aus den melde- und 
wahlrechtlichen Bestimmungen ergab, nichts än- 
dern. 

Selbst wenn der Einspruchsführerin tatsächlich 
vom Wahlamt der Stadt Hilden eine objektiv un- 
richtige Auskunft erteilt worden sein sollte, trifft sie 
ein erhebliches Mitverschulden daran, daß sie am 
Wahltag von ihrem Wahlrecht keinen Gebrauch 
machen konnte. Da aber auch, wenn unterstellt 
wird, der Einspruchsführerin sei aufgrrmd fehler- 
haften Verhaltens der zuständigen Behörden das 
Wahlrecht vorenthalten worden, dieser Wahlfehler 
keinen Einfluß auf die Mandatsverteilimg im Bim- 
destag gehabt hätte, war der Einspruch im Sinne 
des § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offensichtlich unbe- 
gründet zurückzuweisen. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassimgsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzimgen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages — — beim Bun- 

desverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 2 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 7/76 — des Dipl.-Ing. Helmut 
Paul Schardt, 7000 Stuttgart-Bad Cannstadt, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 3. Oktober 1976 an den Re- 
gierungspräsidenten von Stuttgart, das von die- 
sem dem Deutschen Bundestag über das Innen- 
ministerium Baden-Württemberg zugeleitet wur- 
de, hat der Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt er vor, er 
habe nicht an seinem Hauptwohnsitz Obererbach 
an der Bundestagswahl teilnehmen können, 
weil er hier nicht in das Wählerverzeichnis ein- 
getragen worden sei. Obererbach sei aber sein 
Hauptwohnsitz seit dem 22. Januar 1971 und sei 
willkürlich und ohne Recht verschoben worden. 
Aus der vom Wahlprüfungsausschuß angefor- 
derten Stellungnahme des Bürgermeisteramtes 
der Stadt Stuttgart vom 27. Oktober 1976 geht 
hervor, daß der Einspruchsführer mit Schreiben 
vom 3. und 4. September 1976 offenbar versucht 
hat, seine Eintragung im Wählerverzeichnis der 
Stadt Stuttgart zu beanstanden. Dabei gab er an, 
seine Hauptwohnung in der Gemeinde Ober- 
erbach und in Stuttgart nur eine Nebenwohnung 
zu haben. 

In der Stellungnahme der Stadt Stuttgart wird 
vorgetragen, nach den Eintragungen im Melde- 
register der Stadt Stuttgart habe der Einspruchs- 
führer am 20. August 1969 seine damalige 
Hauptwohnung Obererbach zur Nebenwohnung 
und Stuttgart zur Hauptwohnüng erklärt. Die 
Verbandsgemeindeverwaltung Wallmerod habe 
mit Schreiben vom 15. September 1976 bestätigt, 
daß der Einspruchsführer in Obererbach ledig- 
lich mit Nebenwohnung polizeilich gemeldet 
sei. Die Eintragung in das Wählerverzeichnis 
der Stadt Stuttgart sei daher zu Recht erfolgt. 

Am 23. September 1976 habe der Einspruchsfüh- 
rer einen Abmeldevordruck übersandt. Darin 
werde als Tag des Wegzugs der 22. Januar 1971 
angegeben; Stuttgart wird als Nebenwohnung 
beibehalten. Diese Abmeldung sei in eine 


Wohnsitzerklärung umgewandelt worden. Da- 
nach sei jetzt Stuttgart Neben- und Obererbach 
Hauptwohnung. Eine Streichung im Wählerver- 
zeichnis der Stadt Stuttgart sei durch die Ab- 
meldung nicht möglich gewesen. Nach § 15 
Abs. 4 der Bundeswahlordnung (BWO) hätte der 
Einspruchsführer zu diesem Zeitpunkt nur dann 
im Wählerverzeichnis gestrichen werden kön- 
nen, wenn der Stadt Stuttgart die Mitteilung ei- 
ner anderen Gemeinde über die Eintragung in 
deren Wählerverzeichnis zugegangen wäre. 

Im übrigen wird in der Stellungnahme der Stadt 
Stuttgart vermerkt, der Einspruchsführer habe 
sein Wahlrecht in Stuttgart durch persönliche 
Stimmabgabe im Wahllokal oder bei rechtzeiti- 
ger Antragstellung bis zum 1. Oktober 1976 per 
Briefwahl ausüben können. Wenn der Ein- 
spruchsführer durch eine entsprechende Wohn- 
sitzerklärung vor dem 10. September 1976 Ober- 
erbach zur Hauptwohnung erklärt hätte, wäre er 
dort von Amts wegen in das Wählerverzeichnis 
aufgenommen und danach in Stuttgart gestri- 
chen worden. Wäre diese Wohnsitzerklärung 
bis zum 18. September 1976 erfolgt, hätte der 
Einspruchsführer gemäß §15 Abs. 4 BWO auf 
Einspruch ebenso in das Wählerverzeichnis in 
Obererbach eingetragen werden müssen. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch aus den nach- 
folgenden Gründen offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruchsführer rügt im wesentlichen, daß er 
an der Bundestagswahl am 3. Oktober 1976 nicht an 
seinem Hauptwohnsitz habe teilnehmen können. 
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Aus seiner Formulierung ist nicht zu entnehmen, 
daß er damit auch behaupten wollte, er habe an der 
Bundestagswahl überhaupt nicht teilnehmen kön- 
nen. 

Aus der Einspruchsbegründung und der Stellung- 
nahme der Stadt Stuttgart ist jedenfalls zu entneh- 
men, daß der Einspruchsführer sein Wahlrecht aus- 
üben konnte, im vorliegenden Fall jedoch nur strei- 
tig war, wo er in das Wählerverzeichnis hätte ein- 
getragen werden müssen. Wenn der Einspruchsfüh- 
rer, wie er mit Schreiben vom 3. September 1976 an 
die Stadt Stuttgart mitteilte, am 2. September 1976 
die Benachrichtigung über seine Eintragung in das 
Wählerverzeichnis der Stadt Stuttgart erhielt, hätte 
er noch die Möglichkeit gehabt, durch ordnungsge- 
mäße An- bzw, Abmeldung oder Klarstellung seines 
Haupt- und Nebenwohnsitzes aufgrund eines Ein- 
spruchs gemäß § 15 Abs, 4 und 6 BWO in das Wäh- 
lerverzeichnis von Obererbach eingetragen und im 
Wählerverzeichnis der Stadt Stuttgart gestrichen zu 
werden. Aufgabe der Benachrichtigung der Eintra- 
gung in das Wählerverzeichnis gemäß § 17 BWO 
ist es ja gerade, dem Wahlberechtigten die Mög- 
lichkeit zu geben, bei evtl. Falscheintragungen die 


erforderlichen Nachprüfungen vorzimehmen. Wenn 
der Einspruchsführer von dieser Möglichkeit kei- 
nen Gebrauch gemacht hat, sondern erst am 
23. September 1976 einen Abmeldevordruck an die 
Stadt Stuttgart übersandte, hat er es selber zu ver- 
treten, wenn er nicht mehr in das Wählerverzeich- 
nis von Obererbach eingetragen werden konnte. 

Da somit ein Verstoß gegen wahlrechtliche Bestim- 
mungen nicht festgestellt werden konnte, war der 
Einspruch als offensichtlich unbegründet im Sinne 
des § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehning 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bvuidesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim Bim- 

des Verfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


Anlage 3 


In der Walilanfechtungssache — Az. 19/76 — der Eheleute Norbert 
und Ruth Mekelburg, 1000 Berlin 20, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 17. Oktober 1976 an die Ge- 
meinde Cremlingen, das über den Kreiswahllei- 
ter des Wahlkreises 46 — Helmstedt/Wolfsburg 
— dem Deutschen Bundestag zugeleitet und hier 
am 16. November f976 eingegangen ist, haben 
die Einspruchsführer Einspruch gegen die Gül- 
tigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
eingelegt. 

Zur Begründung führen sie aus, am 28. Juli 1976 
hätten sie die Aufnahme in das Wählerverzeich- 
nis und den Antrag auf Brief wähl für die Wahl 
zum 8. Deutschen Bundestag an die Samtge- 
meinde Weddel gerichtet. Die dafür erforderliche 
Bescheinigxmg des Bezirkseinwohneramtes Span- 
dau von Berlin sei erteilt worden. Gleichwohl 
hätten sie keine Briefwahlunterlagen erhalten 
und mit Schreiben vom 28. September 1976 an- 
gefragt, warum sich die Zusendxmg der Brief- 
wahlunterlagen verzögere. Sie hätten jedoch bis 
zur Eihjegung des Wahleinspruchs keine Ant- 
wort erhalten. 

Die Gemeirvde Cremlingen — der Gemeindewahl- 
leiter — hat sich bei der Weiterleitung des 
Wahleinspruchs der Einspruchsführer an den 
Kreis Wahlleiter für den Wahlkreis 46 mit Schrei- 
ben vom 22. Oktober 1976 dahin gehend geäu- 
ßert, die Einspruchsführer seien in der Gemein- 
de Cremlingen, Ortschaft Hordorf, Zollstr. 5, mit 
zweitem Wohnsitz gemeldet gewesen und mit 
Wirkung vom 1. April 1975 durch die Hausei- 
gentümerin, Frau Anni Friedrich, Anschrift 
w. o., abgemeldet worden. Die Voraussetzungen 
für eine Aufnahme in das Wählerverzeichnis auf 
Antrag seien deshalb nicht mehr gegeben gewe- 
sen. Dieser Sachverhalt sei dem zuständigen Be- 
zirksamt im Lande Berlin bei Übersendung der 
Zweitausfertigung des Antrages mitgeteilt wor- 
den. 

Der zuständige Kreiswahlleiter nimmt in seinem 
Schreiben vom 11. November 1976, mit dem er 
den Einspruch dem Deutschen Bundestag zuge- 


leitet hat, auf die Stellungnahme der Gemeinde 
Cremlingen Bezug, fügt allerdings hinzu, die Ge- 
meinde Cremlingen habe es leider versäumt, 
den von ihr dargestellten Tatbestapd auch den 
Einspruchsführem mitzuteilen. 

Aus der Bescheinigung des Bezirksamtes (Be- 
zirkseinwohneramtes) im Land Berlin, Bezirks- 
amt Spandau, vom 21. Juli 1976 ergibt sich, daß 
für die Einspruchsführer im Melderegister von 
Berlin keine Neben Wohnsitze verzeichnet sind. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch aus den nach- 
folgenden Gründen offensichtlich unbegründet. 

In das Wählerverzeichnis sind auf Antrag Wahlbe- 
rechtigte einzutragen, die ihre Hauptwohnung im 
Land Berlin und eine Nebenwohnung im übrigen 
Geltungsbereich des Bundeswahlgesetzes haben. 
Aus den Stellungnahmen der beteiligten Gemein- 
den und der Bescheinigung des Bezirksamtes Ber- 
lin-Spandau ergibt sich, daß die Einspruchsführer 
seit dem 1. April 1975 keine Nebenwohnung mehr 
im engeren Wahlgebiet hatten. Die Einspruchsfüh- 
rer konnten aus diesem Grunde auch nicht in das 
Wählerverzeichnis der Gemeinde Cremlingen ein- 
getragen werden. Da die Eintragung in das Wähler- 
verzeidinis gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 1 Bundeswahlord- 
nung (BWO) auf Antrag erfolgt, hätte die Ableh- 
nung dieses Antrages den Einspruchsführern mitge- 
teilt werden müssen, um ihnen ggf. gemäß § 19 
BWO die Möglichkeit zur Einlegung des Ein- 
spruchs bzw. der Beschwerde zu geben. Aber selbst 
wenn die Ablehnung des Antrags der Einspruchs- 
führer diesen rechtzeitig mitgeteilt worden wäre, 
hätten sie nicht aufgrund eines Einspruchs bzw. ei- 
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ner Beschwerde in das Wählerverzeichnis der Ge- 
meinde Cremlingen eingetragen werden dürfen, da 
es an den objektiven Voraussetzungen für eine Ein- 
tragung in das Wählerverzeichnis fehlte. Den Ein- 
spruchsführern mußte auch bei ihrem Antrag vom 
28. Juli 1976 auf Eintragung in das Wählerverzeich- 
nis aufgefallen sein, daß ihre im Antrag genannte 
Nebenwohnung in Cremlingen nicht mehr existier- 
te, denn die Bescheinigung des Bezirksamtes Ber- 
lin-Spandau bestätigte ausdrücklich, daß im Melde- 
register keine Nebenwohnungen der Einspruchsfüh- 
rer verzeichnet waren. Hätten die Einspruchsführer 
somit bereits aus dieser Bescheinigung des Bezirks- 
amtes entnehmen können müssen, daß die objekti- 
ven Voraussetzungen für die Eintragung in das 
Wählerverzeichnis gemäß § 16 Abs. 1 BWO nicht 
gegeben waren, so hätte die an sich erforderliche 
Mitteilung der Gemeinde Cremlingen über das Feh- 


len dieser objektiven Voraussetzungen nur zusätz- 
lich darauf hinweisen können. 

Da somit ein Wahlfehler nicht vorliegt, war der 
Einspruch gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offen- 
sichtlich unbegründet zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 
Deutschen Bimdestages — — beim Bun- 

desverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 4 


Beschtuß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 23/76 — der Eheleute Dietmar 
und Annette Linke, 2300 Kiel 1, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 4. Oktober 1976 an den Bun- 
deswahlleiter, das dieser mit Schreiben vom 
27. Oktober 1976 dem Deutschen Bundestag zu- 
geleitet hat, haben die Einspruchsführer Ein- 
spruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
8. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung tragen sie vor: 

Ihr Hauptwohnsitz sei bis einschließlich 7. Sep- 
tember 1976 in der Gemeinde Morsbach, Ober- 
bergischer Kreis, gewesen. Am 8. September 
1976 hätten sie ihren Hauptwohnsitz in Kiel an- 
gemeldet. Einige Tage später hätten sie von der 
Gemeinde Morsbach eine Wahlbenachrichtigung 
erhalten. Da sie aber angenommen hätten, noch 
in das Kieler Wählerverzeichnis aufgenommen 
zu werden, von der Stadt Kiel aber keinerlei Be- 
nachrichtigung erhalten hätten, hätten sie am 
29. September 1976 fernmündlich beim Wahlamt 
der Stadt Kiel um Auskunft darüber nachge- 
sucht, ob sie noch in das Kieler Wählerver- 
zeichnis aufgenommen worden seien. Etwa eine 
Stunde später habe ein Bediensteter des Wahl- 
amtes zurückgerufen und mitgeteilt, sie könnten 
in Kiel nicht wählen. Daraufhin seien sie nach 
Morsbach gefahren, um dort am Wahlsonntag 
ihre Stimme abzugeben. Im Morsbacher Wahllo- 
kal habe man ihnen mitgeteilt, daß sie aus dem 
Morsbacher Wählerverzeichnis gestrichen wor- 
den seien. 

Auf ihr Drängen nach einer Klärung habe die 
Gemeindeverwaltung mitgeteilt, für den ein- 
spruchsführenden Ehemann sei eine Nachricht 
aus Kiel mit dem Hinweis gekommen, er sei 
dort in das Wählerverzeichnis aufgenommen 
worden. Für die einspruchsführende Ehefrau lie- 
ge eine solche Benachrichtigimg jedoch nicht 
vor. Von seiten der Wahlleitung Morsbach habe 
man erklärt, man sehe keine Möglichkeit, die 
Einspruchsführer wählen zu lassen und habe 
sich auch nkht bereit gezeigt, etwas zu unter- 
nehmen, um die Einspruchsführer zu ihrem 
Wahlrecht kommen zu lassen. 


Die Einspruchsführer erklären, sie hätten dar- 
aufhin selbst in Kiel angerufen und erfahren, 
daß sie beide noch ins Kieler Wählerverzeichnis 
aufgenommen worden seien. Ferner sei ihnen 
erklärt worden, sie könnten in Morsbach nicht 
wählen, aus diesem Grunde sollten sie per Hub- 
schrauber nach Kiel fliegen. 

Diesem Vorschlag sind die Einspruchsführer je- 
doch nicht gefolgt, sondern fuhren zum Bundes- 
haus nach Bonn, um dort von der Bundeswahl- 
leitung zu erfahren, ob es nicht doch noch mög- 
lich sei, vom Wahlrecht Gebrauch machen zu 
können. Die Einspruchsführer berichten, sie sei- 
en zwar nicht zur Bundeswahlleitung vorgelas- 
sen worden, einer der Herren der Bundeswahl- 
leitung habe jedoch den Vorschlag gemacht, die 
Gemeinde Morsbach solle sie noch in eine sepa- 
rate Liste aufnehmen und dort wählen lassen. 
Dazu sei man aber in Morsbach nicht bereit ge- 
wesen, nachdem sie dort wieder im Wahllokal 
erschienen und bis 18 Uhr darauf gewartet hät- 
ten, wählen zu dürfen. 

Die Einspruchsführer vertreten die Auffassung, 
es hätte ihrer Meinung nach möglich sein müs- 
sen, da festgestanden hätte, daß sie in Kiel zwar 
hätten wählen müssen, aber ohne ihr Verschul- 
den dort nicht mehr hätten wählen können, ei- 
nen Ausweg aus dieser Situation zu finden. Ihre 
Vorschläge zur Bereinigung dieser Situation sei- 
en abgelehnt worden. Durch dieses Verhalten 
der Behörden fühlten sie sich um ihr Wahlrecht 
betrogen. 

Die Gemeinde Morsbach hat auf Veranlassung 
des Wahlprüfungsausschusses zu dem Vorbrin- 
gen der Einspruchsführer wie folgt Stellung ge- 
nommen: 

Die Einspruchsführer hätten sich beim dortigen 
Einwohnermeldeamt am 7. September 1976 abge- 
meldet. Die Rückmeldung des Einwohnermelde- 
amtes der Stadt Kiel sei dort am 14. September 
1976 eingegangen. Die Anmeldung in Kiel sei 
gemäß Rückmeldung am 10. September 1976 er- 
folgt. 
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Gemäß § 15 Abs. 4 Bundeswahlordnung (BWO) 
seien die Einspruchsführer in das Wählerver- 
zeichnis der Stadt Kiel eingetragen worden. 
Aufgrund der Mitteilung des Einwohnermelde- 
amtes der Stadt Kiel über die Eintragung in das 
Wählerverzeichnis seien die Einspruchsführer 
im Wählerverzeichnis der Gemeinde Morsbach 
gestrichen worden. Die Wahlbenachrichtigun- 
gen an die Einspruchsführer seien jedoch be- 
reits von der Gemeinde Morsbach versandt wor- 
den. Eine telefonische Rückfrage beim Wahlamt 
der Stadt Kiel am Wahltage habe ergeben, daß 
die Einspruchsführer sowohl im Wählerver- 
zeichnis der Stadt Kiel eingetragen gewesen sei- 
en als auch eine Wahlbenachrichtigung von 
Kiel erhalten hätten. Aufgrund dieser Bestäti- 
gung sei dem einspruchsführenden Ehemann ge- 
genüber am Wahltage erklärt worden, daß er 
sein Wahlrecht in Kiel ausüben könne. Die 
Möglichkeit zur Ausstellung eines Wahlschei- 
nes gemäß § 22 Abs. 2 BWO habe am Wahltage 
— etwa gegen 13.00 Uhr — nicht mehr bestan- 
den. 

Dem einspruchsführenden Ehemann sei am 
Wahltage nachmittags bei seiner Vorsprache 
eindeutig die rechtliche Situation erläutert wor- 
den. Er habe demgegenüber erklärt, daß er eine 
Entscheidung der Bundeswahlleitung herbeifüh- 
ren wolle. Gegen 17.30 Uhr habe der einspruchs- 
führende Ehemann wieder im zuständigen Wahl- 
lokal vorgesprochen und erklärt, man habe ihm 
bei der Bundeswahlleitung in Bonn erklärt, er 
könne doch in Morsbach wählen. Von der Ge- 
meinde sei dann versucht worden, aufgrund die- 
ser Auskunft telefonisch mit der Bundeswahllei- 
tung in Verbindung zu treten; dieser Versuch 
sei jedoch gescheitert. 

Bei einer telefonischen Anfrage sowohl bei der 
Kreis- als auch bei der Landeswahlleitung sei 
jedoch die Auffassung der Gemeinde bestätigt 
worden, daß die Einspruchsführer in der Ge- 
meinde Morsbach nicht wählen dürften. 

Der Gemeindedirektor der Gemeinde Morsbach 
habe daraufhin dem zuständigen Wahlvorsteher 
gegenüber erklärt, eine nachträgliche Eintra- 
gung der Einspruchsführer in das Wählerver- 
zeichnis sei nicht möglich, woraufhin die Ein- 
spruchsführer vom Wahlvorstand zurückgewie- 
sen worden seien. 

In der vom Ausschuß angeforderten Stellung- 
nahme der Stadt Kiel vom 10. November 1976 
heißt es u. a.: 

Der einspruchsführende Ehemaim sei seit April 
1976 für Kiel gemeldet. Zunächst habe er in der 
Projensdorfer Straße 155 eine Nebenwohnung 
gehabt, wobei seine Hauptwohnung in der Ge- 
meinde Morsbach beibehaiten wurde. 

Am 10. September 1976 habe sich der ein- 
spruchsführende Ehemann innerhalb Kiels zum 
Roskilder Weg 28 umgemeldet und zugleich die 
einspruchsführende Ehefrau, die zu diesem Zeit- 
punkt noch nicht in Kiel gewohnt hätte, eben- 
falls für die genannte Anschrift angemeldet. Aus 
einer dabei im Kieler Einwohnermeldeamt vor- 


gelegten Abmeldebestätigung in Verbindung mit 
einer auf dem Postwege am gleichen Tage dort 
eingegangenen Rückmeldung — beide ausge- 
stellt von der Gemeinde Morsbach — sei her- 
vorgegangen, daß für die Einspruchsführer künf- 
tig Kiel als Hauptwohnung, hingegen die Mors- 
bacher Wohnung Auf der Au 26 als Nebenwoh- 
nung gelten sollte. 

Aufgrund dieses Sachverhalts seien die Ein- 
spruchsführer in Vollzug der wahlrechtlichen 
Bestimmungen in das Kieler Wählerverzeichnis 
aufgenommen worden. Durch die Aushändigung 
von Merkblättern seien sie darüber hinaus von 
dieser Regelung in Kenntnis gesetzt worden. In 
dem Merkblatt betr. Zuzug sei den Einspruchs- 
führern mitgeteilt worden, aufgrund ihrer An- 
meldung vor dem 13. September 1976 würden 
sie, sofern sie wahlberechtigt seien, ins Kieler 
Wählerverzeichnis aufgenommen. In den näch- 
sten Tagen würde ihnen eine Wahlbbnachrichti- 
gung zugestellt werden. Im Wählerverzeichnis 
ihrer bisherigen Wohngemeinde würden sie ge- 
strichen. Alle für sie dort ausgestellten Wahlun- 
terlagen würden damit ungültig. Der einspruchs- 
führende Ehemann habe darüber hinaus ein 
Merkblatt betr. Umzug erhalten, in dem es u. a. 
heiße, er habe sich vor dem 13. September 1976 
innerhalb Kiels umgemeldet. Wenn seine bishe- 
rige, wie auch seine neue Wohnung im selben 
Wahlbezirk lägen, bliebe die für die bisherige 
Wohnung ausgestellte Wahlbenachrichtigung 
gültig. Anderenfalls erhielte er eine neue Wahl- 
benachrichtigung, aus der auch sein neues 
Wahllokal ersichtlich sei. 

In der Stellungnahme der Stadt Kiel wird ver- 
merkt, die Übergabe dieser Merkblätter durch 
die Karteiführerin sei auf den Meldescheinen 
vermerkt worden. Die Eintragung des ein- 
spruchsführenden Ehepaares in das Wählerver- 
zeichnis für den zuständigen Wahlbezirk 181 sei 
noch am selben Tage unter der lfd. Nr. 1259 und 
1260 vorgenommen und eine entsprechende 
Wahlbenachrichtigungskarte zur Post gegeben 
worden. Unerklärlich sei allerdings, warum die- 
se Karten die Empfänger nicht erreicht hätten. 
Selbst wenn man berücksichtige, daß Postsen- 
dungen für neue Mieter erfahrungsgemäß oft 
nicht zugestellt werden könnten, weil sich noch 
kein Namensschild an der Tür befinde bzw. die 
zugezogene Familie den übrigen Hausbewoh- 
nern noch unbekannt sei, so müßten die Karten 
doch mit dem Vermerk „unzustellbar“ zurückge- 
kommen sein. In der Sammlung derartiger Kar- 
ten seien die des einspruchsführenden Ehepaa- 
res jedoch nicht enthalten. 

In der Stellungnahme wird weiter ausgeführt, 
die nach den Darstellungen der Einspruchsfüh- 
rer am 29. September 1976 fernmündlich einge- 
holte Auskunft sei, wenn sie tatsächlich in die- 
ser Form erteilt worden sei, falsch. Wenn diese 
falsche Auskunft tatsächlich so erteilt worden 
sein sollte, sei wahrscheinlich, daß sie von ei- 
nem Aushilfsangestellten erteilt worden sei, der 
sich ausschließlich auf den auf EDV-gedruckten 
Teil des Wählerverzeichnisses beschränkt und 
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nicht beachtet habe, daß die Eintragung — in- 
folge des Zuzugs bzw. der Wandlung der Woh- 
nung nach dem Stichtag für die Aufstellung des 
Wählerverzeichnisses — nur im handschriftli- 
chen Nachtrag zu finden gewesen wäre. 

Die Einspruchsführer, denen die Stellungnahmen 
der Gemeinde Morsbach und Kiel zugeleitet 
wurden, bestätigen im wesentlichen diesen 
Sachverhalt. Sie meinen, wenn auch mehrere un- 
glückliche Umstände dazu geführt hätten, daß 
sie Morsbach für ihren zuständigen Wahlort 
hielten, so sei das doch nicht auf einen Fehler 
ihrerseits zurückzuführen und es bleibe eine 
Tatsache, daß man ihnen in Morsbach die Aus- 
übung des Wahlrechts verwehrt habe, obwohl 
festgestanden hätte, daß sie auch bei gutem 
Willen nicht mehr in der Lage gewesen wären, 
bis 18 Uhr nach Kiel zu kommen, um dort von 
ihrem Weihlrecht Gebrauch zu machen. Hierauf 
begründen sie ihren Einspruch. 

Auf die Frage des Wahlprüfungsausschusses, 
was die Einspruchsführer unter „Bundeswahllei- 
tung in Bonn“ verstünden, führen sie in ihrer er- 
gänzenden Stellungnahme aus, sie hätten zu- 
nächst von einem Hausanschluß am Eingang des 
Bundeshauses telefonisch, kurze Zeit später 
ebenfalls am Eingang persönlich mit einem 
Herrn gesprochen, der angegeben habe, Mitar- 
beiter der Bundeswahlleitung zu sein. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch aus den nach- 
folgenden Gründen offensichtlich unbegründet. 

Nach § 15 Abs. 4 BWO ist ein Wahlberechtigter, 
der sich vor Beginn der Auslegungsfrist für das 
Wählerverzeichnis bei der Meldebehörde des Zu- 
zugsortes anmeldet, von Amts wegen in das Wäh- 
lerverzeichnis einzutragen. Gleiches gilt gemäß § 15 
Abs. 6 BWO bei der Wandlung der Nebenwohnrmg 
in eine Hauptwohnung. 

Da die Umzugsmeldung des einspruchsführenden 
Ehemannes bzw. die Anmeldung der einspruchsfüh- 
renden Ehefrau am 10. September 1976 und somit 
vor Beginn der Auslegungsfrist gemäß § 17 Abs. 1 
BWO (13. September 1976) erfolgte, sind die Ein- 
spruchsführer zu Recht in das Kieler Wählerver- 
zeichnis aufgenommen worden. Gemäß §15 Abs. 4 
BWO mußte aufgrund der Mitteilung des Einwoh- 
nermeldeamtes der Stadt Kiel über die Eintragung 
der Einspruchsführer in das Wählerverzeichnis der 


Stadt Kiel ihre Streichung im Wählerverzeichnis 
der Gemeinde Morsbach erfolgen. 

Gemäß § 15 Abs. 4 Satz 2 BWO hat die Gemeinde 
Kiel als Gemeinde des Zuzugsortes die Einspruchs- 
führer von ihrer Eintragung in das Wählerverzeich- 
nis der Gemeinde Kiel informiert und gemäß Satz 3 
die Gemeindebehörde des Fortzugsortes — Gemein- 
de Morsbach — davon unterrichtet, daß die Ein- 
spruchsführer von der Gemeinde des Zuzugsortes 
in das Wählerverzeichnis aufgenommen wurden. 

Aus den genannten Bestimmungen des § 15 Abs. 4 
BWO ergibt sich, daß nur eine Gemeindebehörde, 
und zwar die des Zuzugsortes, verpflichtet ist, die 
Wahlberechtigten von der Neueintragung im Wäh- 
lerverzeichnis zu informieren. Die beiden Gemein- 
debehörden haben entsprechend diesen gesetzli- 
chen Bestimmungen gehandelt. Weder das Bundes- 
wahlgesetz noch die Bundeswahlordnung räumen 
den Gemeindebehörden das Recht ein, im Einzelfall 
von diesen Bestimmungen abzuweichen, bzw. da- 
von abzusehen, die Eintragung eines Wahlberech- 
tigten in das Wählerverzeichnis von seiner Anmel- 
dung in der Gemeinde abhängig zu machen. 

Da der offenbar aufgrund einer falschen Auskunft 
bei den Einspruchsführern entstandene Irrtum am 
Wahltag selbst nicht mehr zu bereinigen war, muß- 
te den Einspruchsführern die Teilnahme an der 
Bundestagswahl wegen eindeutiger gesetzlicher Be- 
stimmungen versagt bleiben; dabei kann es keine 
Rolle spielen, ob der Irrtum ausschließlich auf der 
fehlerhaften Auskunft der Gemeinde beruhte oder 
sich daraus ergab, daß den Einspruchsführern die 
Wahlbenachrichtigungskarten der Gemeinde Kiel 
nicht zugingen. 

Abgesehen jedoch davon, daß die mögliche Teil- 
nahme der Einspruchsführer an der Bundestagswahl 
keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung im 8. 
Deutschen Bundestag gehabt haben könnte (vgl. 
BVerfGE 4, 370 [372 f.]), geht der Wahlprüfungsaus- 
schuß aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen 
der Gemeinden Kiel und Morsbach davon aus, daß 
ein Verstoß gegen wahlrechtliche Bestimmungen 
seitens dieser Gemeinden nicht festgestellt werden 
kann, weshalb der Ausschuß beschlossen hat, den 
Einspruch als offensichtlich unbegründet im Sinne 
des § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim Bun- 

desverfassimgsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 5 


Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache — Az. 24/76 — der Frau Gisela Ilse 
Liceni, 6380 Bad Homburg v. d. H. 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Am Wahltag, dem 3. Oktober 1976, hat die Ein- 
spruchsführerin beim Kreiswahlleiter für den 
Wahlkreis 135 — • Hochtaunus — ihren Ein- 
spruch zu Protokoll gegeben, den dieser dem 
Landeswahlleiter für Hessen zuleitete. Mit 
Schreiben vom 29. Oktober 1976 hat der Landes- 
wahlleiter für Hessen den Wahleinspruch zu- 
ständigkeitshalber dem Deutschen Bundestag 
zugeleitet. 

Zur Begründung trägt die Einspruchsführerin 
vor, am Wahltag sei sie gegen 15.30 Uhr im 
Wahllokal, Bad Homburg, Friedrichsdorfer Stra- 
ße 4, erschienen, um von ihrem Wahlrecht Ge- 
brauch zu machen. Es sei ihr jedoch mitgeteilt 
worden, daß sie nicht in das Wählerverzeichnis 
aufgenommen worden sei und deshalb nicht 
wählen könne. Demgegenüber habe sie darauf 
hingewiesen, es sei öffentlich mehrfach erklärt 
worden, für die Ausübung der Wahl sei der Er- 
halt einer Wahlbenachrichtigung nicht erforder- 
lich. Es genüge vielmehr das Vorzeigen eines 
Ausweises. 

Wie bei allen früheren Wahlen habe sie wieder- 
holt an verschiedenen Litfaßsäulen versucht, 
sich über die einzelnen Bestimmungen zur 
Durchführung der Wahl zu informieren. Dieser 
Versuch sei jedoch gescheitert. So habe sie erst 
beim Verlassen des Hauses von einem anderen 
Hausbewohner erfahren, welches das für sie zu- 
ständige Wahllokal sei. 

Als sie im Wahllokal darauf bestanden habe, 
von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen, sei- 
en verschiedene Telefonate geführt und sie 
schließlich ins Stadthaus gefahren worden. Dort 
sei ihr erklärt worden, daß sie nicht wählen 
könne und diese Entscheidung nicht mehr zu 
korrigieren sei. Ferner sei sie darauf hingewie- 
sen worden, sie hätte sich aus den Veröffent- 
lichungen in den Tageszeitungen informieren 
müssen. Dazu müsse sie jedoch ausführen, auf- 
grund ihrer besonderen Belastung habe sie dazu 
nicht die Zeit gehabt. 


Die Einspruchsführerin vertritt die Auffassung, 
es hätte möglich sein müssen, 2 V 2 Stunden vor 
Schließung der Wahllokale den offensichtlichen 
Fehler zu korrigieren, der lediglich darin be- 
standen habe, daß sie aufgrund eines EDV-Feh- 
lers nicht in das Wählerverzeichnis aufgenom- 
men worden sei. 

Auch als sie gegen 16.00 Uhr des Wahltages 
dem Kreiswahlieiter ihren Wunsch, wählen zu 
können, vorgetragen habe, habe ihr dieser er- 
klärt, er könne ihr in dieser Angelegenheit nicht 
mehr helfen. Schließlich weist die Einspruchs- 
führerin darauf hin, ihre Tochter sei in das 
Wählerverzeichnis aufgenommen worden, aber 
auch für sie habe sie keine Wahlbenachrichti- 
gung in ihrem verschlossenen Briefkasten ge- 
funden. Sie weist ergänzend darauf hin, sie woh- 
ne seit 15 Jahren in Bad Homburg und etwa im 
achten Jahr in der Kaiser-Friedrich-Promena- 
de 134. 

In der vom Ausschuß angeforderten Stellung- 
nahme des Magistrats der Stad Bad Homburg 
V. d. H. vom 30. November 1976 wird bestä- 
tigt, daß die Einspruchsführerin etwa gegen 
16.00 Uhr beim Wahlamt erschienen sei und er- 
klärt habe, sie könne nicht wählen, da sie nicht 
im Wählerverzeichnis eingetragen sei. Darauf- 
hin sei die Einspruchsführerin dahin gehend be- 
lehrt worden, daß das Wählerverzeichnis zur 
Bundestagswahl für die Stadt Bad Homburg für 
die Zeit vom 13. September bis 18. September 
1976 öffentlich ausgelegen habe. Die Auslegung 
sei 

in der Taunus Zeitung am 4. September 1976, 

im Taunus Kurier am 6. September 1976 und 

an ca. 50 Litfaßsäulen 

bekanntgemacht worden. 

In dieser Bekannte achimg sei darauf hingewie- 
sen worden, daß jeder Wahlberechtigte, der in 
das Wählerverzeichnis eingetragen sei, in der 
Zeit vom 30. August bis 11. September 1976 eine 
Wahlbenachrichtigungskarte erhalten müsse und 
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daß derjenige, der keine Benachrichtigung erhal- 
te, aber glaube wahlberechtigt zu sein, innerhalb 
der Auslegungsfrist Einspruch einlegen müsse, 
wenn er nicht Gefahr laufen wolle, daß er sein 
Wahlrecht nicht ausüben könne. Die Einspruchs- 
führerin habe von diesen aufgezeigten Möglich- 
keiten keinen Gebrauch gemacht. Eine Eintra- 
gung in das Wählerverzeichnis auf Antrag habe 
nicht mehr vorgenommen werden können, da die 
Beantragung zu spät erfolgt sei. 

Bei den, zwischenzeitlich eingeleiteten Nachfor- 
schungen sei festgestellt worden, daß bei der 
Umstellung des Einwohnermeldeamtes auf EDV 
die Daten für die Einspruchsführerin versehent- 
lich nicht erfaßt worden seien und dadurch ihre 
Aufnahme in das Wählerverzeichnis unterblie- 
ben sei. 

2. Der Einspruchsführerin ist mit Schreiben vom 
2. Dezember 1976 Gelegenheit gegeben worden, 
zu dieser Stellungnahme des Magistrats der 
Stadt Bad Homburg v. d. H. Stellung zu nehmen. 
Von dieser Möglichkeit hat sie jedoch keinen 
Gebrauch gemacht. 

Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entsdieidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch aus den nach- 
folgenden Gründen offensichtlich unbegründet. Ge- 
mäß § 2 Abs. 3 WPG ist ein Einspruch schriftlich 
beim Bundestag einzureichen und zu begründen. 
Zwar hat die Einspruchsführerin ihren Einspruch 
beim Kreiswahlleiter zu Protokoll gegeben; durch 
die Weiterleitung über den Landeswahlleiter ist 
dem Erfordernis des § 2 Abs. 3 WPG jedoch Genüge 
getan. 

Gemäß § 17 Abs. 1 Bundeswahlordnung (BWO) be- 
nachrichtigen die Gemeindebehörden jeden Wahl- 
berechtigten spätestens am Tage vor der Ausle- 
gung des Wählerverzeichnisses, der in das Wähler- 
verzeichnis eingetragen ist. Die Wahlbenachrichti- 
gung soll dem Wähler möglichst ersparen, durch 
persönliche Einsichtnahme festzustellen, ob er in 
das Wählerverzeichnis auf genommen ist und Wahl- 
berechtigte, die keine Wahlbenachrichtigung erhal- 
ten haben, ggf. zur Nachprüfung ihrer Eintragung 
veranlassen. Ferner soll sie dem Wähler die wich- 
tigsten Hinweise für die Ausübung seines Wahl- 
rechts am Wahltag (Wahlraum, Wahlzeit) geben 
und einen glatten Wahlablauf am Wahltag vorbe- 
reiten (vgl, Seifert, Bundeswahlrecht, 3. Auflage, 
S. 297). 

Aus diesem Sinn und Zweck der Benachrichtigung 
des Wahlberechtigten ergibt sich andererseits, daß 
einmal der Erhalt der Wahlbenachrichtigung nicht 
Voraussetzung für die Teilnahme an der Wahl ist, 
sondern insofern nur eine zusätzliche Information 


des Wählers darstellt, zum anderen der Erhalt der 
Wahlbenachrichtigung nicht die Eintragung in das 
Wählerverzeichnis ersetzen kann, so daß, wer ver- 
sehentlich eine Wahlbenachrichtigung erhalten ha- 
ben sollte, nicht zur Wahl zugelassen werden darf 
(vgl. § 14 Abs. 1 Bundeswahlgesetz [BWG]). Da aus 
vielerlei Gründen die Eintragung eines Wahlbe- 
rechtigten in das Wählerverzeichnis unterblieben 
sein kann, räumt § 22 Abs. 2 BWO die Möglichkeit 
ein, einem Wahlberechtigten, der nicht in das Wäh- 
lerverzeichnis eingetragen ist, auf seinen Antrag ei- 
nen Wahlschein auszustellen. In diesem Fall dient 
der Wahlschein nicht der Erleichterung der Aus- 
übung des Wahlrechts, sondern macht diese über- 
haupt erst möglich. Insofern stellt er nämlich eine 
Ergänzung des Wählerverzeichnisses dar. 

Gemäß § 24 Abs. 4 BWO können Wahlscheine 
grundsätzlich bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 
Uhr, beantragt werden, in den Fällen des § 22 
Abs. 2 jedoch am Wahltage selbst noch bis 12.00 
Uhr (§ 24 Abs. 4 Satz 3 BWO). 

Selbst wenn unterstellt wird, daß die Einspruchs- 
führerin ohne ihr Verschulden die Einspruchsfrist 
nach § 19 Abs. 1 BWO — Einspruch wegen Unvoll- 
ständigkeit des Wählerverzeichnisses innerhalb der 
Auslegungsfrist — oder die Fristen nach § 16 Abs. 2 
und 4 BWO — Eintragung des Wahlberechtigten in 
das Wählerverzeichnis auf Antrag — versäumt hat 
und ihr damit eine Frist zur Beantragung des Wahl- 
scheines noch am Wahltage bis 12.00 Uhr (§ 24 
Abs. 4 Satz 3 BWO) eingeräumt wurde, war nach 
ihren eigenen Angaben diese Frist verstrichen, da 
sie erst gegen 15.30 Uhr das für sie zuständige 
Wahllokal auf gesucht hat. Nach Ablauf dieser Frist 
ist die zuständige Gemeindebehörde nicht nur nicht 
mehr verpflichtet den Antrag zu bearbeiten, son- 
dern sie hat ihn gemäß § 24 Abs. 6 BWO unbearbei- 
tet mit den dazugehörenden Briefumschlägen zu 
verpacken und vorläufig aufzubewahren. 

War die Einspruchsführerin, wie sich aus der Stel- 
lungnahme des Magistrats der Stadt Bad Homburg 
ergibt, zwar am Wahltage wahlberechtigt i. S. des 
§ 12 Abs. 1 BWG, so wurde sie aber an der Aus- 
übung des Wahlrechts (§ 14 Abs. 1 BWG) aufgrund 
eines technischen Fehlers gehindert Dieser techni- 
sche Fehler — Nichteintragung in das Wählerver- 
zeichnis aufgrund einer Umstellung auf EDV — 
stellt objektiv einen Wahlfehler dar, an dessen 
Nichtbeseitigung die Einspruchsführerin jedoch 
nicht ganz unschuldig ist Nach Auffassung des 
Wahlprüfungsausschusses muß jeder Wahlberech- 
tigte, der von seinem Wahlrecht Gebrauch machen 
will, bemüht sein, evtl, vorhandene Zweifel an der 
Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl rechtzei- 
tig zu beseitigen. Wenn er dies aus irgendwelchen 
Gründen zeitlich selbst nicht bewirken kann, be- 
steht immer noch die Möglichkeit, einen Dritten da- 
mit zu beauftragen. 

Aber selbst wenn man ein Verschulden der Ein- 
spruchsführerin ablehnen würde, würde sich der 
Wahlfehler als nicht so gravierend darstellen, daß 
er auf die Mandatsverteilung im Bundestag hätte 
Einfluß haben können (vgl. BVerfGE 4, 370 [372 f.]). 
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Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich imbegründet zurück- 
zuweisen. 

Rechtsmittelbelehning 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 


sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages — — beim Bun- 

desverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 32/76 — der Eheleute Ursula 
und Karlheinz Schimanek, Hohenbrunn Post Putzbrunn, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzimg 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 13. November 1976 haben 
die einspruchsführenden Eheleute Einspruch ge- 
gen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen 
Bundestag insgesamt, mindestens jedoch in dem 
für sie zuständigen Wahlkreis 201 — Freising — 
eingelegt. 

Zur Begründung ihres Einspruchs verweisen die 
Einspruchsführer auf ihren Schriftwechsel mit 
dem zuständigen Kreiswahlleiter und dem Peti- 
tionsausschuß des Deutschen Bundestages. Aus 
den in Kopie beigefügten Schreiben der Ein- 
spruchsführer ergibt sich, daß sie in ihrer Hei- 
matgemeinde Hohenbrunn im September 1976 
Briefwahlunterlagen beantragt hatten. Wie 
nachträglich hätte festgestellt werden können, 
seien die Briefwahlunterlagen am Freitag, dem 
24. September 1976, an sie abgesandt worden, 
und zwar seien sie bei der Post in Hohenbrunn 
als normaler Gemeindebrief, versehen mit deut- 
lichem Absender imd Gemeindewappen aufgege- 
ben und noch am selben Tage abgestempelt 
worden. 

Bis zum Freitag vor der Wahl, dem 1. Oktober 
1976, hätte die Post jedoch die Briefwahlunterla- 
gen nicht zugestellt. Der einspruchsführende 
Ehemann erklärt, er habe sich daraufhin mit 
dem Bürgermeister seiner Heimatgemeinde in 
Verbindung gesetzt, der ihn an den zuständigen 
Sachbearbeiter verwiesen habe. Nach mehreren 
Telefonaten habe dieser herausgefunden, daß 
sich der Gemeindebrief weder beim Postamt Ho- 
henbrunn noch in dem für die Einspruchsführer 
zuständigen Postamt Putzbrunn befunden und 
auch keine Rücksendung oder Unzustellbarkeit 
Vorgelegen habe. Am Mittwoch,, dem 6. Oktober 
1976, seien ihnen dann nach einer Laufzeit von 
13 Tagen die Wahlunterlagen zugestellt worden. 

Aufgrund der Absendung der Briefwahlunterla- 
gen seien sie als Briefwähler im Wählerver- 
zeichnis vermerkt worden; die Neuausstellung 


von Wahlscheinen sei ihnen unter Bezugnahme 
auf die einschlägigen Bestimmungen verweigert 
worden. 

In der von den Einspruchsführern beigefügten 
Kopie der Stellungnahme des Landratsamtes 
Freising vom 4. November 1976 wird u. a. ausge- 
führt, die Gemeinde Hohenbrimn habe sich bei 
der Zusendung der Wahlbriefrmterlagen an die 
Einspruchsführer den Bestimmungen gemäß ver- 
halten. Es gäbe auch keine Verpflichtung, Wahl- 
briefunterlagen als Einschreiben zu verschik- 
ken, 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfimgsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch aus den nach- 
folgenden Gründen offensichtlich imbegründet. 

Die Ausübung der Wahl ist auch in Form der Brief- 
wahl möglich (vgl. § 14 und § 36 Bundeswahlgesetz 
[BWG]). Soll von der Möglichkeit der Briefwahl 
Gebrauch gemacht werden, ist die Gefahr nicht 
auszuschließen, daß Wahlunterlagen verlorenge- 
hen, sei es auf dem Wege von der Wahlbehörde zu 
der vom Wahlberechtigten angegebenen Adresse 
oder sei es beim Wähler selbst, nachdem er den 
Wahlschein erhalten hat. Die Bimdeswahlordnung 
(BWO) unterscheidet diese beiden Fälle nicht, son- 
dern bestimmt in § 25 Abs. 8: 

„Verlorene oder nicht rechtzeitig zugegangene 
Wahlscheine werden nicht ersetzt." 

Aus § 25 Abs. 4 Satz 2 BWO ergibt sich, daß die 
Gemeindebehörden nicht verpflichtet sind, die 
Briefwahlunterlagen als Einschreiben zu verschik- 
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ken. Wenn nach dem Bundeswahlgesetz oder der 
Bundeswahlordnung eine Sonderbehandlung der 
Wahlbriefunterlagen gewollt ist, ist dies ausdrück- 
lich festgelegt worden (vgl. z. B. § 25 Abs. 4 Satz 3 
BWO). Aus den wahlrechtlichen Bestimmungen er- 
gibt sich somit eindeutig, daß das Risiko des Verlu- 
stes der Wahltmterlagen dem Wähler aufgebürdet 
ist (vgl. auch Drucksache 7/340). 

Durch § 25 Abs. 8 BWO werden nicht rechtzeitig 
zugegangene Wahlscheine den verlorenen Wahl- 
scheinen gleichgesetzt. Das bedeutet, daß der 
Wahlberechtigte auch das Risiko für den nicht 
rechtzeitigen Zugang der Wahlscheine zu tragen 
hat. 

Wenn nach dem eigenen Vorbringen der Ein- 
spruchsführer die Briefwahlunterlagen am 24. Sep- 
tember 1976 an sie abgesandt wurden, hatten sie 
nunmehr nur noch die Möglichkeit, aufgrund dieses 
Wahlscheines zu wählen, da die Gemeindebehörde 
nach § 27 BWO verpflichtet war, einen entspre- 
chenden Sperrvermerk für die Einspruchsführer im 
Wählerverzeichnis einzu tragen. Aufgrund der ein- 
deutigen Risikoregelung bezüglich der Wahlschei- 
ne war die Gemeindebehörde nicht mehr berechtigt, 
einen Ersatzwahlschein auszustellen oder den Ein- 


spruchsführem die Stimmabgabe im Wahllokal zu 
ermöglichen. 

Da danach ein Verstoß gegen Wahlvorschriften 
nicht vorliegt, war der Einspruch gemäß § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet 
zurückzuweisen. Für eine weitergehende Prüfung 
mit dem Ziele, festzustellen, weshalb die Briefwahl- 
unterlagen so spät bei den Einspruchsführern ein- 
gegangen sind, bestand deshalb für den Wahlprü- 
fungsausschuß keine Veranlassung, dies um so we- 
niger, als Parallelfälle bei der Bundestagswahl vom 
3. Oktober 1976 mindestens im Wege der Wahlprü- 
fung dem Ausschuß nicht bekanntgeworden sind. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 7 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 33/76 — des Karl-Heinz Otte, 

3200 Hildesheim, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 6, November 1976 hat der 
Einspruchsführer Einspruch gegen die am 3. Ok- 
tober 1976 stattgefundenen Bundestags- und 
Kommunalwahlen in Hildesheim Einspruch ein- 
gelegt; er hat seinen Einspruch auch begrün- 
det. 

Der Einspruchsführer hatte bereits Einspruch ge- 
gen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 eingelegt. 
Dieser Einspruch wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 34. Sitzung am 26. Februar 1970 als 
offensichtlich unbegründet zurückgewiesen. In 
den Entscheidungsgründen heißt es u. a.: . 

sind seine Ausführungen weder nach Form und 
Inhalt geeignet, sie zum Gegenstand einer 
Wahlprüfung zu machen. Der Ausschuß hielt es 
auch deshalb nicht für erforderlich, weitere er- 
gänzende Begründungen des Einspruchsführers 
zu seinem Wahleinspruch abzuwarten" (vgl. 
Drucksache W/353, S, 4). 

Die Ausführungen des Einspruchsführers zur Be- 
gründung des nunmehr zur Entscheidung anste- 
henden Wahleinspruchs imterscheiden sich nach 
Form und Inhalt nicht wesentlich von den Aus- 
fühnmgen zur Begründung seines Wahlein- 
spruchs gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
6. Deutschen Bundestag. 

2. Der Ausschuß hat deshalb nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 , 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 


von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist jedoch aus 
den nachfolgenden Gründen offensichtlich unbe- 
gründet. 

Aufgabe des Wahlprüfungsausschusses ist es, fest- 
zustellen, ob durch Verletzimg der Wahlrechtsbe- 
stimmungen das Ergebnis der Bundestagswahl be- 
einflußt worden ist. Dazu hat der Einspruchsführer 
nichts vorgetragen. Sein allgemeines, und dazu 
noch nach Form und Inhalt zusammenhangloses 
Vorbringen kann nicht Gegenstand einer Wahlprü- 
fung sein. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 

Rechtsmittelbelehning 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachimg vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 38/76 — des Gustav Wolfgang 
von Hirschheydt, 5804 Herdecke, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 12. Oktober 1976 an den 
Kreiswahlleiter des Wahlkreises 48 — Nort- 
heim — , das dieser mit Schreiben vom 19. No- 
vember 1976 dem Deutschen Bundestag zugelei- 
tet hat, hat der Einspruchsführer Einspruch ge- 
gen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen 
Bundestag eingelegt. Zur Begründung seines 
Einspruchs trägt er vor, ihm sei in Bad Sachsa 
nach 30jährigem Wohnrecht dieses zu Unrecht 
entzogen, worüber er erstmals mit einem Schrei- 
ben vom 27. Juli 1976 informiert worden sei. 
Erst nach Rückkehr von einer unbedingt erfor- 
derlichen Kur habe er am 17. September 1976 
davon Kenntnis erlangt und sofort Beschwerde 
eingelegt. Die Stadt Bad Sachsa hat ihm auf- 
grunci dieses Schreibens am 27. Juli 1976 u. a. 
geantwortet: 

„Auf ihr o. a. Schreiben wird mitgeteilt, daß Ihre 
Hauptwohnung durch Frau Gisela Lindner als 
Hauseigentümerin mit Wirkimg vom 1. Januar 
1976 beim hiesigen Einwohneramt abgemeldet 
worden ist. Das hiesige Einwohnermeldeäijit hat 
die amtliche Abmeldebestätigung dem Einwoh- 
nermeldeamt Herdecke/Ruhr zugeleitet, damit 
veranlaßt werden kann, daß Ihre dortige Neben- 
wohnung in Hauptwohnung umgewandelt wird. 
Aus diesem Grunde sind Sie für die Kommunal- 
wahlen in der Stadt Bad Sachsa nicht mehr 
wahlberechtigt. Die Teilnahme an der Bundes- 
tagswahl können Sie an ihrem dortigen Wohn- 
sitz wahrnehmen." 

Der Einspruchsführer vertritt die Auffassung, er 
sei willkürlich aus der Meldekartei gestrichen 
worden. Darüber hinaus habe die Gemeinde die 
Pflicht gehabt, ihn unverzüglich von dieser 
Streichung in Kenntnis zu setzen, damit er ge- 
gen sie hätte Vorgehen können. 

Aus dem vom Kreiswahlleiter beigefügten 
Schriftwechsel zwischen dem Einspruchsführer 
und der Stadt Bad Sachsa ergibt sich ferner, daß 
der Einspruchsführer am 17. September 1976 Ein- 


spruch gegen die Nichteintragung in das Wäh- 
lerverzeichnis eingelegt hat. Mit Schreiben vom 
23. September 1976 hat die Stadt Bad Sachsa die- 
sen Einspruch zurückgewiesen. In der Zurück- 
weisung wird u. a. ausgeführt, seinem Einspruch 
gegen das Wählerverzeichnis könne schon we- 
gen Fristversäumnis nicht stattgegeben werden. 
Abgesehen von diesem Mangel wären in seinem 
Falle auch nicht die Voraussetzungen für eine 
Eintragung in das WählerveVzeichnis der Stadt 
Bad Sachsa gegeben, da er seit dem 1. Januar 
1976 in Bad Sachsa nicht mehr gemeldet sei. 
Wie festgestellt worden sei, halte er sich seit 
über einem Jahr nicht mehr in Bad Sachsa auf 
und habe seit dieser Zeit auch keine Wohnung 
im Sinne des Bundeswahlgesetzes mehr in Bad 
Sachsa inne. Ob die Möglichkeit gegeben sei, 
daß er noch in das Wählerverzeichnis der Stadt 
Herdecke, wo er seine Wohnung habe, aufge- 
nommen werden könne, müsse die Stadt Herdek- 
ke auf seinen Antrag hin entscheiden. Aufgrund 
des zunächst beim Kreiswahlleiter eingelegten 
Wahleinspruchs hat dieser mit Schreiben vom 
3. November 1976 dem Einspruchsführer mitge- 
teilt, für die Entscheidung über Wahleinsprüche 
sei der Bundestag zuständig. Im übrigen habe er 
jedoch in Zusammenarbeit mit der Stadt Bad 
Sachsa klären können, daß seinem Einspruch 
nicht hätte stattgegeben werden können, weil er 
nicht innerhalb der Auslegimgsfrist erhoben 
worden sei. Darüber hinaus seien auch die Vor- 
aussetzungen für eine Eintragung in das Wäh- 
lerverzeichnis aus den von der Stadt Bad Sachsa 
genannten Gründen nicht gegeben gewesen. 

Aufgrund dieses Schreibens hat der Einspruchs- 
führer am 12. November 1976 an den Kreiswahl- 
leiter geschrieben und die Meinung vertreten, 
die Behauptimg, sein Einspruch sei verspätet 
eingelegt worden, sei nicht haltbar, denn wie 
solle er darauf kommen, daß er nach 30 Jahren 
plötzlich im Wählerverzeichnis gestrichen wer- 
de. Mit Schreiben vom 15. Juli 1976 habe er die 
Stadt Bad Sachsa darum gebeten, die Briefwahl- 
unterlagen diesmal rechtzeitig zugesandt zu be- 
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kommen. Er ist der Ansicht, daß dieses Schrei- 
ben vielleicht schon als Einspruch hätte gewer- 
tet werden können. Im übrigen verweist er auf 
seine krankheitsbedingte Abwesenheit von Bad 
Sachsa. 

Die Stadt Herdecke hat mit Schreiben vom 
11. Januar 1977 an den Wahlprüfungsaus- 
schuß zur Einspruchsbegründung des Ein- 
spruchsführers Stellung genommen und u. a. 
ausgeführt, der Einspruchsführer sei am 26. Juli 
1976 von Frau Lindner in Bad Sachsa beim Ein- 
wohnermeldeamt abgemeldet worden. Der Ein- 
spruchsführer sei am 27. Juli 1976 zur Klärung 
seiner Meldeverhältnisse mit einer Postkarte 
eingeladen worden. Er sei schließlich der zwei- 
ten Aufforderung zur Anmeldung vom 5. Okto- 
ber 1976 am 14. Oktober 1976 beim Einwohner- 
meldeamt nachgekommen. Vom 23. Januar 1959 
bis zum 14. Oktober 1976 sei der Einspruchsfüh- 
rer dort mit zweitem Wohnsitz gemeldet gewe- 
sen. 

Da der Einspruchsführer bis zum 12. September 
1976 in Herdecke nicht mit Hauptwohnsitz ge- 
meldet gewesen sei, sei auch keine Eintragung 
in das Wählerverzeichnis von Amts wegen er- 
folgt. Er habe auch während der Auslegungsfrist 
in Herdecke keinen Einspruch eingelegt. 

Aus allem ergebe sich, daß der Einspruchsführer 
selbst verschuldet habe, daß er an der Bundes- 
tagswahl nicht habe teilnehmen können. 

Dem Einspruchsführer, dem die Stellungnahmen 
der Gemeinden Bad Sachsa und Herdecke mit 
der Anheimgabe, sich zu diesen zu äußern, zu- 
geleitet wurden, hat mit Schreiben vom 19. Ja- 
nuar 1977 an den Wahlprüfungsausschuß im we- 
sentlichen seine Behauptungen aus der Ein- 
spruchsbegründung wiederholt. Neue, für die 
Entscheidung wesentliche Momente wurden von 
ihm nicht vorgetragen. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Gemäß § 15 Abs. 1 Bundeswahlordnung (BWO) sind 
von Amts wegen in das Wählerverzeichnis alle 
Wahlberechtigten einzutragen, die am 35. Tage vor 
der Wahl bei der Meldebehörde für eine Wohnung 
gemeldet sind. Da die Stadt Bad Sachsa die Abmel- 
dung des Einspruchsführers durch die Hauseigentü- 
merin entgegengenommen hat „weil er dort seit 
über einem Jahr keine Wohnung mehr innehat", 
wurde er nicht mehr in das Wählerverzeichnis auf- 
genommen. 

Selbst wenn es zweifelhaft sein könnte, daß die 
Stadt Bad Sachsa berechtigt war, den Einspruchs- 


führer aufgrund einer Abmeldung durch die Haus- 
eigentümerin im Melderegister zu streichen, da der 
Einspruchsführer offensichtlich der Abmeldung 
durch die Hauseigentümerin nicht zugestimmt hat, 
ist ein evtl. Fehlverhalten der Gemeinde jedoch 
weitestgehend dadurch korrigiert worden, daß die 
Stadt Bad Sachsa dem Einspruchsführer mitteilte, 
wohin die amtliche Abmeldebestätigung geleitet 
wurde und ihn gleichzeitig darauf hinwies, daß er 
für die Kommunalwahlen in Bad Sachsa nicht mehr 
wahlberechtigt sei, eine Teilnahme an der Bundes- 
tagswahl jedoch an seinem neuen Wohnort möglich 
wäre. 

Zwar fällt auf, daß der Einspruchsführer von der 
Zuzugsgemeinde zuerst am 27. Juli 1976 und dann 
erst wieder zwei Tage nach der Bundestagswahl am 
5. Oktober 1976 zur Klärung seiner Meldeverhält- 
nisse vorgeladen wurde. Da der Einspruchsführer 
der zweiten Aufforderung am 14. Oktober 1976 
nachkam, kann nicht ausgeschlossen werden, daß 
er sich früher umgemeldet hätte, wenn die zweite 
Aufforderung früher an ihn ergangen wäre. 

Auf der anderen Seite läßt sich nicht übersehen, 
daß der Einspruchsführer, ein Mitverschulden der 
kommunalen Behörden unterstellt, seine Nichtein- 
tragung in das Wählerverzeichnis mitverschuldet 
hat. 

Trotz der klaren Bestimmungen in § 15 BWO hängt 
die Vollständigkeit eines Wählerverzeichnisses 
nicht zuletzt auch von umziehenden Wahlberech- 
tigten ab. Kommen sie ihrer melderechtlichen Ver- 
pflichtung nicht nach, trifft sie ein Mitverschulden, 
wenn die Wählerverzeichnisse nicht den tatsächli- 
chen melderechtlichen Verhältnissen entsprechend 
korrigiert werden. Auch wenn der Einspruchsführer 
Gründe vorgetragen hat, die sein Nichttätigwerden 
bezüglich der Anmeldung und der Eintragung in 
das Wählerverzeichnis rechtfertigen sollen — 
Krankheit, Kuraufenthalt, Nichtnachsendung der 
Post — geht der Wahlprüfimgsausschuß davon aus, 
daß diese allein sein Verhalten nicht zu rechtferti- 
gen vermögen. Darüber hinaus kommt es für den 
vorliegenden Wahleinspruch nicht auf ein Mitver- 
schulden der kommxmalen Behörden an, da die 
Nichteintragung des Einspruchsführers in das Wäh- 
lerverzeichnis und damit der Ausschluß vom Wahl- 
recht keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung im 
Bundestag gehabt hat (vgl. BVerfGE Bd. 4, 370 
[372 f.]). 

Aus diesem Grunde war der Einspruch gemäß § 6 
Abs. la Nr. 3 WPG als unbegründet zurückzuwei- 
sen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 2/76 — des Hans Basekow, 

5900 Siegen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am ; beschlossen; 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 4. Oktober 1976 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag einge- 
legt. 

Zur Begründung trägt er vor, 113 000 Westberli- 
ner seien durch die Neufassung der Bundes- 
wahlordnung vom 24. Juli 1975 und durch die 
Neubekanntmachung der Bundeswahlordnung 
vom 3. September 1975 im Zuge der Aufhebung 
des § 82 Bundeswahlordnung a. F. wahlberech- 
tigt gewesen, d. h. durch Beziehen einer Neben- 
wohnung neben ihrer Westberliner Hauptwoh- 
nung sei ihnen die Möglichkeit gegeben wor- 
den, unmittelbar Kandidaten für den 8. Deut- 
schen Bundestag zu wählen. 

Diese vom Gesetzgeber eingeräumte Möglich- 
keit der direkten Wahlbeteiligung von einigen, 
nicht allen Westberlinern, verstoße eindeutig 
gegen das in Artikel 3 des Grundgesetzes veran- 
kerte Gleichheitsprinzip. 

In seinem Einspruchsschreiben macht er hierzu 
weitere Ausführungen und ergänzt diese mit 
Schreiben vom 10. Oktober und 28. November 
1976. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes von der Anberau- 
mung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt; 
er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich unbe- 
gründet. Mit seinem Einspruch rügt der Einspruchs- 
führer die Verfassungswidrigkeit wahlrechtlicher 
Bestimmungen. 

Aufgabe des Wahlprüfungsausschusses ist es, fest- 
zustellen, ob durch Verletzung der Wahlrechtsbe- 
stimmungen das Ergebnis der Bundestagswahl be- 
einflußt worden ist oder hätte beeinflußt werden 
können (vgl. BVerfGE 4, 370 [372 ff.]). Er hat es je- 
doch in ständiger Praxis, der der Deutsche Bundes- 
tag gefolgt ist, abgelehnt, im Rahmen des Wahlprü- 
fungsverfahrens die Verfassungsmäßigkeit von Ge- 
setzen nachzuprüfen. Der Wahlprüfungsausschuß 
ist der Auffassung, daß es ausschließlich Aufgabe 
des Bundesverfassungsgerichts ist, die Verfassungs- 
mäßigkeit von Gesetzen und Verordnungen zu prü- 
fen. 

Da an dieser Praxis festgehalten wird, war der Ein-* 
Spruch gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offensicht- 
lich unbegründet zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 10 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 3/76 — des Robert Weiner, 

8000 München 83, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 4. Oktober 1976 an den Lan- 
deswahlleiter des Landes Bayern hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag eingelegt. 
Der Einspruch wurde vom Landeswahlleiter des 
Freistaates Bayern dem Deutschen Bundestag 
zugeleitet, wo er am 7. Oktober 1976 einging. 

Zur Begründung führt er aus, um den Grundsatz 
der Allgemeinheit bei Wahlen zu wahren, müsse 
sichergestellt werden, daß die Wahlberechtigten 
sich selbst an der Wahl beteiligten und daß die 
Stimmabgabe weder von einer delegierten noch 
von einer sonst unbefugten Person erfolge. Um 
dies zu gewährleisten, müsse die Identität der 
Wähler überprüft werden. Dies sei aber weder 
in seinem Fall noch bei von ihm befragten Be- 
kannten geschehen. Es würden nur die Benach- 
richtigungskarten mit den Wählerverzeichnissen 
verglichen. Diese Karten seien bei der Zustel- 
lung auch nicht an die Wahlberechtigten ausge- 
händigt, sondern in die Briefkästen geworfen 
worden. Des weiteren könne nicht davon ausge- 
gangen werden, daß die Wahlberechtigten dem 
jeweiligen Wahlvorstand persönlich bekannt 
seien. 

Aus diesem Grunde fechte er die Bundestags- 
wahl vom 3. Oktober 1976 insgesamt, insbeson- 
dere aber das Wahlergebnis in Bayern, im 
Wahlkreis München Ost, und das Ergebnis im 
Stimmbezirk 3035 an. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr, 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 


Gemäß § 52 Abs. 2 Bundeswahlordnung (BWO) er- 
hält der Wähler, wenn er den Wahlraum betritt, ei- 
nen amtlichen Stimmzettel und einen amtlichen 
Wahlumschlag. Der Wahlvorstand kann anordnen, 
daß er hierzu seine Wahlbenachrichtigung vorzei- 
gen soll. Gemäß § 52 Abs. 3 BWO tritt der Wähler 
nach Kennzeichnung seines Stimmzettels an den 
Tisch des Wahlvorstandes und nennt seinen Na- 
men. Dabei soll er seine Wahlbenachrichtigung ab- 
geben. Auf Verlangen hat er sich über seine Person 
auszuweisen. 

Diese Vorschriften dienen, zusammen mit § 107 a 
StGB dazu zu verhindern, daß mit Hilfe der Wahl- 
benachrichtigung ein Unbefugter wählt. Darüber 
hinaus hat der Wahlvorstand das Recht, bei Zwei- 
feln an der Identität des Wählers zu verlangen, daß 
er sich durch bestimmte Papiere ausweist. 

Aufgabe des Wahlprüfungsausschusses ist es, fest- 
zustellen, ob etwa durch Verletzung der Wahl- 
rechtsbestimmungen das Wahlergebnis der Bundes- 
tagswahl beeinflußt worden ist oder hätte beein- 
flußt werden können. Mit seinem Hinweis auf die 
theoretische Möglichkeit des Mißbrauchs der 
Wahlbenachrichtigungskarten durch Unbefugte 
kann der Einspruchsführer seinen Einspruch nicht 
begründen, da allein der Hinweis auf die theoreti- 
sche Möglichkeit des Mißbrauchs nicht ausreicht, 
im übrigen aber im Rahmen der Wahlprüfung nicht 
nachgeprüft werden kann, ob wahlrechtliche Be- 
stimmungen mit der Verfassung in Einklang ste- 
hen. 

Der Einspruch war daher gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
WPG als offensichtlich unbegründet zurückzuwei- 
sen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 9/76 — des Paul Aldebert, 

8501 Oberasbach, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 3. Oktober 1976 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag eingelegt. 
Sein Einspruch wurde über das Landratsamt 
Fürth, das Bayerische Staatsministerium des In- 
nern, den Bundesminister des Innern dem Deut- 
schen Bundestag zugeleitet, wo er am 20. Okto- 
ber 1976 einging. 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt der Ein- 
spruchsführer vor, die genaue Aufschlüsselung 
der Stimmzettel nach Alter und Geschlecht ver- 
stoße bei einer kleinen Anzahl von Stimmbe- 
rechtigten gegen den im Grundgesetz garantier- 
ten Grundsatz der geheimen Wahl. Anhand des 
Wählerverzeichnisses, der Stimmbeteiligung 
und der aufgeschlüsselten Stimmen bestehe 
nämlich die Gefahr, daß möglicherweise genau 
ermittelt werden könne, welche Personen wel- 
che Partei bzw. welche Gruppen welche Partei 
gewählt hätten. Selbst bei Wahrung des Amts- 
geheimnisses scheine bei Weiterleitung der Er- 
gebnisse an das Statistische Landesamt der 
Grundsatz der geheimen Wahl verletzt. Auch 
wenn durch Gesetz eine statistische Erfassung 
derart kleiner Probantengruppen zulässig sei, so 
erscheine ihm selbst dieses Gesetz gegen den 
Grundsatz der geheimen Wahl zu verstoßen. 

Er erklärt, er erhebe gegen die Rechtmäßigkeit 
der statistischen Erfassung der Wahlergebnisse 
Einspruch, wolle sich jedoch die Möglichkeit ei- 
nes detaillierten bzw. spezifizierten, begründe- 
ten zusätzlichen Einspruchs Vorbehalten. Von 
dieser Möglichkeit hat er jedoch keinen Ge- 
brauch gemacht. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Der Einspruch des Einspruchsführers richtet sich 
offensichtlich gegen die Zulässigkeit der statisti- 
schen Erfassung von Teilen der Wahlergebnisse. 
§ 51 des Bundeswahlgesetzes (BWG) hat folgenden 
Wortlaut: 

„(1) Das Ergebnis der Wahlen zum Deutschen 
Bundestag ist statistisch zu bearbeiten. 

(2) In den vom Bundeswahlleiter im Einverneh- 
men mit den Landeswahlleitern und den Statisti- 
schen Landesämtern zu bestimmenden Wahlbezir- 
ken sind auch Statistiken über Geschlechts- und 
Altersgliederung der Wahlberechtigten und Wähler 
unter Berücksichtigung der Stimmabgabe für die 
einzelnen Wahlvorschläge zu erstellen. Die Tren- 
nung der Wahl nach Altersgruppen und Geschlech- 
tern ist nur zulässig, wenn die Stimmabgabe der 
einzelnen Wähler dadurch nicht erkennbar wird." 

Ergänzend wird in § 82 der Bundeswahlordnung 
(BWO) festgelegt: 

„(1) Wahlstatistische Auszählungen dürfen, so- 
weit sie nicht nach §51 des Gesetzes angeordnet 
sind, nur mit Zustimmung des Kreiswahlleiters 
durchgeführt werden. Die Wahlbezirke müssen so 
gewählt und die Auszählungen so durchgeführt 
werden, daß das Wahlgeheimnis gewahrt ist. Die 
Auszählungen können unter Verwendung von 
Stimmzetteln mit Unterscheidungsbezeichnungen 
oder unter Verwendung verschiedener Wahlurnen 
oder gemäß § 42 Abs. 2 Satz 1 durchgeführt werden. 
Durch die Auszählung darf die Feststellung des 
Wahlergebnisses im Wahlbezirk nicht verzögert 
werden. Die Stimmzettel des Wahlbezirks stehen 
den mit der Auszählung beauftragten Behörden und 
Personen nur an Amtsstelle und nur so lange zur 
Verfügung, als es die Aufbereitung erfordert; im üb- 
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rigen sind die Stimmzettel nach den Vorschriften 
der §§ 69, 70 zu behandeln. 

(2) Die Veröffentlichung von Ergebnissen der 
wahlstatistischen Auszählungen aufgrund des § 51 
Abs. 2 des Gesetzes ist dem Statistischen Bundes- 
amt und den Statistischen Landesämtern Vorbehal- 
ten. Diese Ergebnisse können den Gemeinden, die 
Auszählungen nach Absatz 1 durchführen, zu deren 
Ergänzung und zu zusammengefaßter Veröffentli- 
chung überlassen werden. Die Ergebnisse für ein- 
zelne Wahlbezirke dürfen nicht bekanntgegeben 
werden." 

Der Einspruch des Einspruchsführers richtet sich 
also offensichtlich gegen wahlrechtliche Bestim- 
mungen. Aufgabe des Wahlprüfungsausschusses ist 
es aber, festzustellen, ob durch Verletzung der 
Wahlrechtsbestimmungen das Ergebnis der Bundes- 
tagswahl beeinflußt worden ist oder hätte beein- 
flußt werden können. Nach ständiger Praxis hat es 
der Deutsche Bundestag jedoch abgelehnt, im Rah- 


men des Wahlprüfungs Verfahrens die Verfassungs- 
mäßigkeit von Gesetzen nachzuprüfen. Er ist viel- 
mehr der Auffassung, daß es ausschließlich Aufga- 
be des Bundesverfassungsgerichts ist, die Verfas- 
sungsmäßigkeit von Gesetzen zu prüfen. 

Da der Wahlprüfungsausschuß nicht vorschlägt, 
von dieser Praxis abzuweichen, war der Einspruch 
gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offensichtlich un- 
begründet zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 13/76 — des Dierk Waitz, 

2850 Bremerhaven, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 8. Oktober 1976 hat der Ein- 
spruchsführer beim Bundeswahlleiter Einspruch 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen 
Bundestag eingelegt. Sein Schreiben wurde vom 
Bundeswahlleiter dem Deutschen Bundestag zu- 
geleitet. 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt er vor, 
gemäß Artikel 38 des Grundgesetzes seien die 
Abgeordneten u. a. in „geheimer“ Wahl zu wäh- 
len. Die Stimmabgabe von Wählern in Wahlbe- 
zirken, die nach dem Bundeswahlgesetz zur Er- 
. Stellung von Repräsentativstatistiken bestimmt 
worden seien, sei jedoch nicht geheim. Daran än- 
dere sich auch nichts, daß die Ergebnisse für 
einzelne Bezirke nicht bekanntgegeben werden 
dürften. 

Aus den genannten Gründen fechte er das Wahl- 
ergebnis in jenen Wahlbezirken an, in denen 
Statistiken über Geschlechts- und Altersgliede- 
rungen der Wähler erstellt worden seien und 
die Wähler einer Altersgruppe eines Ge- 
schlechts dieselbe Partei oder denselben Kandi- 
daten gewählt hätten. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der Anbe- 
raumung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ^st form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist zulässig, jedoch aus den nachfolgen- 
den Gründen offensichtlich unbegründet. 

Gemäß § 51 Abs. 2 Bundeswahlgesetz (BWG) sind in 
den vom Bundeswahlleiter im Einvernehmen mit 
den Landeswahlleitern und den Statistischen Lan- 
desämtern zu bestimmenden Wahlbezirken auch 


Statistiken über Geschlechts- und Altersgliederung 
der Wahlberechtigten und Wähler unter Berück- 
sichtigung der Stimmabgabe für die einzelnen Wahl- 
vorschläge zu erstellen. Nach Satz 2 ist die Tren- 
nung der Wahl nach Altersgruppen und Geschlech- 
tern nur zulässig, wenn die Stimmabgabe der ein- 
zelnen Wähler dadurch nicht erkennbar wird. 

Darüber hinaus schreibt § 82 Abs. 1 Satz 2 Bundes- 
wahlordnung (BWO) vor, daß die Wahlbezirke so 
ausgewählt und die Auszählungen so durchgeführt 
werden müssen, daß das Wahlgeheimnis gewahrt 
ist. 

Soweit der Einspruchsführer mit seinem Einspruch 
die Möglichkeit zur Erstellung von Repräsentativ- 
statistiken angreift, ist diese ausdrücklich vom Ge- 
setzgeber eingeräumt worden. Der Wahlprüfungs- 
ausschuß hat es jedoch in ständiger Praxis abge- 
lehnt, die Vereinbarkeit von Gesetzen mit der Ver- 
fassung zu überprüfen. Er ist der Auffassung, daß 
es ausschließlich Aufgabe des Bundesverfassungs- 
gerichts ist, die Gültigkeit oder Zweckmäßigkeit 
bestehender gesetzlicher Bestimmungen nachzuprü- 
fen. 

Darüber hinaus besteht nach Auffassung des Wahl- 
prüfungsausschusses die vom Einspruchsführer auf- 
gezeigte Gefahr der Verletzung des Wahlgeheim- 
nisses nicht, weil der Gesetz- bzw. Verordnungsge- 
ber dafür gesorgt hat, daß durch die Auswahl der 
Stimmbezirke das Wahlgeheimnis gewahrt bleibt 
(vgl. § 51 Abs. 2 Satz 2 BWG, § 82 Abs. 1 Satz 2 
BWO). 

Da der Einspruchsführer darüber hinaus die Wahl 
nur insoweit anfechten will, als in Wahlbezirken, 
die gemäß § 51 Abs. 2 BWG zur Erstellung von 
Repräsentativstatistiken bestimmt wurden, alle 
Wähler einer Altersgruppe eines Geschlechts die- 
selbe Partei oder denselben Kandidaten gewählt ha- 
ben, dieser Fall jedoch nicht eingetreten ist, ist 
sein Einspruch auch insoweit nicht begründet; der 
Einspruch war daher gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG 
als offensichtlich unbegründet zurückzuweisen. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 40/76 — des Günter Lipski, 

3300 Braunschweig, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 19. November 1976 an den 
Bundespräsidenten der Bundesrepublik Deutsch- 
land, das mit Schreiben vom 1. Dezember 1976 
dem Deutschen Bundestag zugeleitet wurde, hat 
der Einspruchsführer Einspruch gegen die Gül- 
tigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
eingelegt. 

Zur Begründung führt er aus, die Notverwaltung 
des Deutschen Ostens habe am September 
1970 mit den zehn selbständigen Ländern 

Memelland 

Ostpreußen 

Westpreußen/Danzig 

Pommern 

Brandenburg 

Niederschlesien 

Oberschlesien 

Sudetenland 

Südböhmen 

Südmähren 

den Anschluß an das Grundgesetz Artikel 23, 
25, 38, 50 und 144 vollzogen mit 25 Länderräten 
— Bundesräten und über 100 Abgeordneten. 

Die Länder Ostpreußen und Memelland würden 
die Wahl wegen Verstoßes gegen das Bundes- 
wahlgesetz aus den genannten Gründen anfech- 
ten. 

Unter Bezugnahme auf die Eingangsbestätigung 
des Einspruchs seitens des Wahlprüfungsaus- 
schusses vom 6. Dezember 1976 wendet sich die 
„Notverwaltung des Deutschen Ostens" mit 
Schreiben vom 19. Januar 1977 an den Wahlprü- 
fungsausschuß und führt u. a. aus, der Ein- 
spruchsführer sei Länderratsmitglied in der Not- 
verwaltung des Deutschen Ostens aufgrund sei- 
ner Wahl durch die Delegierten der Länder Me- 


melland und Ostpreußen. Die Wahlanfechtung 
des Einspruchsführers sei aus persönlichem Ent- 
schluß und für die Länder Memelland und Ost- 
preußen erfolgt. Die Notverwaltung des Deut- 
schen Ostens erweitere den Einspruch gegen die 
Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundes- 
tag auf die unter fremder Besetzung gehaltenen 
zehn ostdeutschen Länder. Zur Konkretisierung 
ihres Einspruchs tragen sie vor, das Deutsche 
Reich sei 1945 nicht untergegangen. Hieran 
knüpfen sie eine Reihe staatsrechtlicher und 
verfassungsrechtlicher Überlegungen, die ihrer 
Auffassung nach bei der Wahl zum 8. Deutschen 
Bundestag keine Berücksichtigung gefunden 
hätten. Dementsprechend entspreche die Wahl 
zum 8. Deutschen Bundestag nicht den Erforder- 
nissen aus dem Grundgesetz und den Erforder- 
nissen gemäß der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch selbst ist form- und fristgerecht beim 
Deutschen Bundestag eingegangen; er ist jedoch 
nicht begründet. 

Aufgabe des Wahlprüfungsausschusses ist es, fest- 
zustellen, ob durch Verlet?:ung der Wahlrechtsbe- 
stimmungen das Ergebnis der Bundestagswahl be- 
einflußt wurde oder sein könnte. Dazu hat der Ein- 
spruchsführer jedoch nichts vorgetragen. Seine 
Ausführungen bezüglich des Anschlusses von zehn 
„selbständigen Ländern" an das Grundgesetz kön- 
nen nicht Gegenstand der Wahlprüfung sein. 

Dasselbe gilt — abgesehen davon, daß die Erweite- 
rung des Einspruchs nicht binnen eines Monats 
nach Bekanntmachung des Wahlergebnisses 
(26. Oktober 1976) beim Bundestag eingegangen ist 
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(§ 2 Abs. 4 WPG) — für die Ausführungen der 
„Notverwaltung des Deutschen Ostens". Verstöße 
gegen staatsrechtliche und verfassungsmäßige An- 
sprüche unterliegen einer Nachprüfung im Wahl- 
prüfungsverfahren nur, soweit diese Rechte Ein- 
gang in bundeswahlgesetzliche Regelungen gefun- 
den haben. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 26/76 — des Ferdinand Kmetec, 
Ratingen, Vorsitzender der Demokratischen Bürgerpartei Deutschlands, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


j 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 2. November 1976 hat der 
1. Vorsitzende im Auftrag der „Demokratische 
Bürgerpartei Deutschlands" (DBD), Ferdinand 
Kmetec, Einspruch gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 8. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Der Bundeswahlausschuß für die Bundestags- 
wahl 1976 hat in seiner 1. Sitzung am 26. August 
1976 beschlossen, die DBD nicht als Partei anzu- 
erkennen. In der Niederschrift über diese Sit- 
zung heißt es wörtlich: 

„b) Nicht als Parteien anerkannt werden für 
die Bundestagswahl 1976: 

Demokratische Bürgerpartei Deutschlands 
(DBD), weil die Angaben über Mitglieder- 
zahlen und Organisation nicht mit den An- 
gaben über die politischen Aktivitäten zu 
vereinbaren waren und bisher keine Unter- 
schriftenlisten angefordert sind, so daß be- 
rechtigte Zweifel darüber bestanden, daß 
die Vereinigung sich ernsthaft an der Wahl 
beteiligen will." 

Aus einer Gesprächsnotiz des Statistischen Bun- 
desamtes vom 26. August 1976 ergibt sich, daß 
der Einspruchsführer gegen 10.00 Uhr sein Fern- 
bleiben von der 1. Sitzung des Bundeswahlaus- 
schusses entschuldigt hat und mitteilte, der Ver- 
treter der „Demokratischen Bürgerpartei 
Deutschlands" könne an der Sitzung nicht teil- 
nehmen, da er auf dem Weg nach Bonn eine 
Autopanne gehabt habe. 

In einem Schreiben des Einspruchsführers vom 
selben Tage an den Präsidenten des Statisti- 
schen Bundesamtes als Bundeswahlleiter heißt 
es u. a., die DBD habe ihr Ausbleiben in Bonn 
telefonisch begründet. 

Sie bedauere einerseits, daß sie durch diesen 
mißlichen Umstand bei der Wahl am 3. Oktober 
nicht werde teilnehmen können. 


Andererseits habe ihr vielleicht gerade diese 
Begebenheit eine bittere ' Niederlage erspart, 
wenn man bedenke, mit welchen hohen finan- 
ziellen Mitteln manche andere Partei ausgestat- 
tet sei. 

Ihr stünden dagegen nur bescheidene Mittel zur 
Verfügung und sie könnte nur hoffen, daß sich 
diese Situation bis zur nächsten Bundestagswahl 
ändere und daß ihre Vorbereitungen besser 
durchdacht sein werden. 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt der Ein- 
spruchsführer vor, die Demokratische Bürger- 
partei sei zu Unrecht vom Bundeswahlausschuß 
abgewiesen worden. Entgegen der Auffassung 
des Bundeswahlausschusses sei die Demokrati- 
sche Bürgerpartei Deutschlands ernsthaft daran 
interessiert gewesen, sich an der Bundestags- 
wahl zu beteiligen. Dies gehe schon aus ihrer 
Anzeige beim Bundes Wahlausschuß hervor. Die 
Nichtvereinbarkeit zwischen politischen Aktivi- 
täten einerseits und Mitgliederzahlen und Orga- 
nisation andererseits sei kein Grund zur Abwei- 
sung. Jede Partei habe das Recht, nach eigenen 
Vorstellungen im Rahmen der Verfassung bei 
der Willensbildung der Bürger mitzuwirken. 

Zwar treffe es zu, daß die DBD keine Unter- 
schriftenlisten angefordert habe. Hierzu habe 
sie auch keinerlei Veranlassung gehabt, da sie 
sich als neue Partei in keiner Weise eingebildet 
habe, ein Mandat bei der Wahl zu erreichen 
oder die 5-v. H.-Klausel zu überspringen. Im 
Zuge des Aufbaues der DBD sei vielmehr vorge- 
sehen gewesen, die Bürger nach Bekanntgabe 
der Zulassung der Partei zur Bundestagswahl 
verstärkt auf das Programm der DBD hinzuwei- 
sen. Auf Grund dieser Tatsache habe sie sich ei- 
nen Stimmanteil von 2 bis 3 v. H. ausgerechnet. 
Diese Zahl sei keinesfalls als utopisch zu wer- 
ten, wenn die durchdachte Zielsetzung der DBD 
zum Tragen gekommen wäre. Insbesondere hätte 
dann die Öffentlichkeit erfahren, daß das Jahr 
1976 „das Jahr der Demokratischen Bürgerpartei 
Deutschlands" gewesen sei. Dies sei Ende 1975 
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allen wichtigen Zeitungen in der Bundesrepu- 
blik mitgeteilt worden, ohne daß davon eine 
Zeile erschienen sei. Erst nach Erreichen von 2 
bis 3 V. H. der Stimmen hätte es einen Sinn ge- 
habt, Listen für die nächste Bundestagswahl 
1980 anzufordern, denn erst eine durch solche 
Erfolge bekanntgewordene Partei hätte die Mög- 
lichkeit, die 5-v. H.-Klausel zu erreichen. 

Durch das Nichtzulassen der DBD sei die Bun- 
destagswahl vom 3. Oktober 1976 irregulär. 
Denn nach Auffassung der DBD sei nicht auszu- 
schließen, daß sie 2 bis 3 v. H. der Stimmen bei 
der Wahl erreicht hätte. Zwar würden der Partei 
diese Stimmen nichts nützen f es sei aber wahr- 
scheinlich, daß der neue Bundestag eine andere 
Zusammensetzung gehabt hätte, 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr, 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch zulässig, 
jedoch aus den nachfolgenden Gründen offensicht- 
lich unbegründet. 

Gemäß § 18 Abs. 3 des Bundeswahlgesetzes (BWG) 
hat der Bundeswahlausschuß für alle Wahlorgane 
verbindlich festzustellen, welche Vereinigungen 
ihre Beteiligungen an der Bundestagswahl ange- 
zeigt haben und ob sie als Partei anzuerkennen 
sind. Durch das Gesetz über die politischen Parteien 
(Parteiengesetz) vom 24. Juli 1967 ist der Begriff 
einer Partei gesetzlich festgelegt. Danach sind Par- 
teien Vereinigungen von Bürgern, die dauernd oder 
für längere Zeit für den Bereich des Bundes oder 
eines Landes auf die politische Willensbildung Ein- 
fluß nehmen und an der Vertretung des Volkes im 
Deutschen Bundestag oder in einem Landtag mit- 
wirken wollen, wenn sie nach dem Gesamtbild der 
tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere nach Um- 
fang und Festigkeit ihrer Organisation, nach der 
Art ihrer Mitglieder und nach ihrem Hervortreten 
in der Öffentlichkeit eine ausreichende Gewähr für 
die Ernsthaftigkeit ihrer Zielsetzung bieten. (§ 2 
Parteiengesetz) 

Die Bestimmung des § 19 Abs. 3 BWG, wonach der 
Bundeswahlausschuß die entsprechenden Feststel- 
lungen für alle Wahlorgane verbindlich zu treffen 
hat, schließt nicht aus, daß diese Feststellungen im 
Rahmen eines Wahlprüfungsverfahrens nachgeprüft 
werden können (siehe § 49 BWG; vgl. Wolfgang 
Schreiber Kommentar zum Bundeswahlgesetz, § 18, 
RdNr. 20; Drucksache VI/361, Seite 4). 

Wenn der Bundeswahlausschuß die DBD gemäß 
§18 Abs. 2 BWG nicht als „neue" Partei anerkannt 
hat, so ist dieser Beschluß nicht zu beanstanden. 
Die Anzeigepflicht des DBD für die Teilnahme an 
der Bundestagswahl vom 3. Oktober 1976 ergibt 
sich aus § 18 Abs. 2 BWG, da die DBD weder im 
Bundestag noch in einem Landtag seit deren letzter 
Wahl vertreten war. Die DBD gilt somit als „neue" 


Partei. Eine „neue" Partei muß nicht auf Grund blo- 
ßer Behauptung oder Selbsteinschätzung zur Bun- 
destagswahl zugelassen werden, sondern nur dann, 
„wenn sie nach dem Gesamtbild der tatsächlichen 
Verhältnisse, insbesondere nach Umfang und Fe- 
stigkeit ihrer Organisation, nach der Zahl ihrer 
Mitglieder und nach ihrem Hervortreten in der Öf- 
fentlichkeit eine ausreichende Gewähr für die 
Ernsthaftigkeit dieser Zielsetzung bietet" (§ 2 

Abs. 1 Satz 1 Parteiengesetz). Aus der gesetzlichen 
Definition im Parteiengesetz ergibt sich somit, 
daß für die Anerkennung als politische Partei die 
Anzeige nach § 18 Abs. 2 BWG und die Beifügung 
der in § 29 a Abs. 1 Satz 2 BWO genannten Unterla- 
gen nicht ausreichen, sondern die Ernsthaftigkeit 
des Strebens nach parlamentarischer Vertretung 
hinzukommen muß. Bei der Prüfung dieser Frage ist 
davon auszugehen, daß der Begriff der Ernsthaftig- 
keit nicht nur subjektiv, sondern auch objektiv, 
d. h, erfolgsbedingt zu verstehen ist (vgl. Safert, 
Bundeswahlrecht, 3. Auflage, S. 118). 

Der Wahlprüfungsausschuß geht mit der überwie- 
gend in der Literatur vertretenen Auffassung davon 
aus, daß die Ernsthaftigkeit des Strebens nach par- 
lamentarischer Vertretung schon dann unterstellt 
werden muß, wenn dieses Bestreben nicht völlig 
aussichtslos, unrealistisch und damit selbst irreal 
ist (vgl. Seifert, 3. Auflage, S. 118, siehe auch Hen- 
ke, Das Recht der politischen Parteien, 2. Auflage 
1972, S. 42; E. Kaufmann, 39. Verhandlung des Deut- 
schen Juristentages A 27). Wenn aber das Bundes- 
verfassungsgericht in ständiger Rechtsprechung 
Unterschriftenquoren bei der Zulassung von Wahl- 
vorschlägen anerkannt hat, um die Ernsthaftigkeit 
von Wahlvorschlägen nachzuweisen (vgl. BVerfGE 
24, 300 [341]), die DBD aber darauf verzichtete, Un- 
terschriftenlisten anzufordern, um den Erfordernis- 
sen des § 20 Abs. 2 Satz 2 BWG Rechnung tragen zu 
können, muß davon ausgegangen werden, daß der 
DBD mindestens für die Bundestagswahl vom 3. Ok- 
tober 1976 die Ernsthaftigkeit des Bestrebens nach 
parlamentarischer Vertretung gefehlt hat. Selbst 
wenn man unterstellen könnte, daß die DBD über 
die formalen Voraussetzungen für eine Teilnahme 
an Bundestagswahlen nicht ausreichend informiert 
war, muß es bei der getroffenen Feststellung ver- 
bleiben. Auch von einer neuen Partei nämlich, die 
sich erstmals an einer Bundestagswahl beteiligen 
will, muß verlangt werden, daß sie sich hinreichend 
über die formellen Voraussetzungen für die Teil- 
nahme an Bundestagswahlen informiert. Bei recht- 
zeitiger Information wäre die DBD nicht dem Irrtum 
erlegen, ohne Einreichung von Unterschriftenlisten 
könne eine Partei an der Bundestagswahl teilneh- 
men. 

Da die Zulassung bzw. Anerkennung als Partei je- 
weils nur für eine Bundestagswahl gilt, kann die 
DBD somit nicht damit gehört werden, „erst nach 
Erreichen von 2 bis 3 v. H. der Stimmen hätte es ei- 
nen Sinn gehabt, Listen für die nächste Bundestags- 
wahl 1980 anzufordern, denn durch solche Erfolge 
bekannte Partei hätte dann die Möglichkeit gehabt, 
die 5-v, H.-Klausel zu erreichen". 

Da die DBD somit ihre Nichtzulassung als Partei 
selbst zu vertreten hat, war der Einspruch als of- 
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fensichtlich unbegründet im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 


sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — ■ — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


Anlage 15 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 31/76 — des Joachim Rector, 

7633 Seelbach/Lahr, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 6. November 1976 hat der 
Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag eingelegt. 
Zur Begründung trägt er vor, sein als Einzelbe- 
werber unter dem Kennwort „Ungeteiltes Men- 
schenrecht für alle Deutschen" beim Kreiswahl- 
leiter des Bundeswahlkreises 192 — Offenburg 
— fristgemäß eingereichter Kreiswahlvorschlag 
sei vom Kreiswahlausschuß Offenburg für die 
Bundestagswahl vom 3. Oktober 1976 nicht zu- 
gelassen worden. Die Nichtzulassung sei damit 
begründet worden, daß von den eingereichten 
217 Unterschriften — sämtlich mit behördlichem 
Wahlberechtigungsnachweis — 186 Unterschrif- 
ten nur deswegen bundesrechtlich als ungültig 
angesehen worden seien, weil sie nicht auf amt- 
lichen Vordrucken erfolgt seien. 

Weiter führt der Einspruchsführer aus, die Ver- 
letzung seines aktiven und passiven Wahlrechts 
sehe er hauptsächlich auch darin, daß die von 
Artikel 38 GG geforderte Unmittelbarkeit und 
Gleichheit der Wahl besonders im Verhältnis 
des Einzelbewerbers zum Parteibewerber verfas- 
sungsrechtlich nicht gewährleistet sei. Der 
Gleichheitsgrundsatz des Artikels 38 GG werde 
dadurch verletzt, daß der Einzelbewerber gegen- 
über dem Parteibewerber nicht die Möglichkeit 
habe, bei Nichterlangung des Direktmandates 
dennoch auf der Landesliste ein Bundestagsman- 
dat zu erhalten. Hier werde nicht nur der 
Gleichheitsgrundsatz, sondern auch der Grund- 
satz der Unmittelbarkeit des Artikels 38 GG ver- 
letzt. Darüber hinaus werde das Grundrecht des 
passiven Wahlrechts aller Wahlberechtigten da- 
durch verletzt, daß ihre auf dem Stimmzettel für 
den Einzelbewerber abgegebene Zweitstimme 
dann als ungültig gewertet werde, wenn der 
Einzelbewerber das Direktmandat nicht errei- 
che. 

Unter Berufung auf seinen Schriftsatz vom 
11. Oktober 1976 an den Deutschen Bundestag 
beantragt der Einspruchsführer, der Bundestag 


möge durch ein beim Bundesverfassungsgericht 
einzuleitendes Normenkontrollverfahren die 
dargelegten verfassungsrechtlichen Bedenken 
ausräumen lassen, um bei einer notwendigen 
Wiederholungswahl zum 8. Deutschen Bundes- 
tag jegliche Diskriminierung der Einzelbewerber 
und der sie wählenden Wahlberechtigten auszu- 
schalten. 

In dem vom Einspruchsführer zitierten Schrift- 
satz vom 11. Oktober 1976 an die Zentralstelle 
für Petitionen und Eingaben des Deutschen Bun- 
destages wiederholt der Einspruchsführer mit 
anderen Worten seine Ausführungen zur Be- 
gründung seines Einspruchs bezüglich des Arti- 
kels 38 GG. 

Mit Schreiben vom 7. Dezember 1976 trägt der 
Einspruchsführer in Ergänzung seiner Ein- 
spruchsbegründung vor, er halte den Deutschen 
Bundestag für befangen, über seinen Wahlein- 
spruch zu entscheiden. Hierzu ergänzend führt 
er in seinem Schreiben vom 18. Januar 1977 aus, 
der Wahlprüfungsausschüß müsse über seinen 
Ablehnungsantrag wegen Besorgnis der Befan- 
genheit vor jeder Sachentscheidung entschei- 
den. Sollte sich der Wahlprüfungsausschuß 
nicht in der Lage sehen, über die Befangenheits- 
ablehnung zu entscheiden, so sei er in jedem 
Fall gehalten, die Forderung des Artikels 100 
Abs. 2 GG zu befolgen, indem der Ablehnungs- 
antrag des Unterzeichnenden vom 7. Dezember 
1976 zur Entscheidung dem Bundesverfassungs- 
gericht zugeleitet werde. 

Es gehe bei seinem Ablehnungsantrag um nicht 
mehr und nicht weniger, als das Menschenrecht 
des Einspruchsführers atif rechtliches Gehör ge- 
mäß Artikel 6 Abs. 1 der Konvention in Verbin- 
dung mit Artikel 100 (2) GG. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 
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Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist auch zulässig, 
jedoch aus den nachfolgenden Gründen offensicht- 
lich unbegründet. Der Antrag des Einspruchsfüh- 
rers, den Deutschen Bundestag wegen Befangenheit 
abzulehnen, wird als verspätet und darüber hinaus 
als unzulässig zurückgewiesen. 

Obwohl der Einspruchsführer seinen Einspruch be- 
reits mit Schreiben vom 6. November 1976 einge- 
reicht und begründet hat, trägt er erst mit Schrei- 
ben vom 7. Dezember — lange nach Ablauf der Ein- 
spruchsfrist — 26. November 1976 — vor, er halte 
den Deutschen Bundestag für befangen, seinen 
Wahleinspruch zu entscheiden. Da sein Befangen- 
heitsantrag keine Konkretisierung der Einspruchs- 
begründung darstellt, muß er als verspätet angese- 
hen werden. Darüber hinaus ist er jedoch auch un- 
zulässig, da das Wahlprüfungsverfahren - — verfas- 
sungsrechtlich unbedenklich — den Ausschluß von 
Abgeordneten wegen Befangenheit im Wahlprü- 
fungsverfahren nicht vorsieht (BVerfGE Bd. 37, 84 
[90]). 

Da es im übrigen Aufgabe des Wahlprüfungsaus- 
schusses ist, festzustellen, ob durch Verletzung von 
Wahlrechtsbestimmungen das Ergebnis der Bundes- 
tagswahl beeinflußt worden ist, vermag das Vor- 
bringen des Einspruchsführers seinen Einspruch 
nicht zu begründen. Soweit er als Begründung sei- 
nes Einspruchs vorträgt, die Unterschriften für seine 
Bewerbung als Einzelbewerber seien als ungültig 


angesehen worden, weil sie nicht auf amtlichen 
Vordrucken erfolgt seien, verweist der Wahlprü- 
fungsausschuß auf § 30 Abs. 4 Bundeswahlordnung 
(BWO), in dem es heißt: 

„Muß ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 
200 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind 
die Unterschriften auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 12 unter Beachtung folgender Vor- 
schriften zu erbringen." 

Damit richtet sich der Einspruch insoweit gegen 
wahlrechtliche Bestimmungen, deren Gültigkeit 
bzw. Verfassungsmäßigkeit nicht im Rahmen eines 
Wahlprüfungsverfahrens nachgeprüft werden 
kann. 

Da dieser Grundsatz auch für das weitere Vorbrin- 
gen des Einspruchsführers gilt, Artikel 38 GG sei 
verletzt, war der Einspruch gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
WPG als offensichtlich unbegründet zurückzuwei- 
sen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages - — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 41/76 — der Freisozialen Union 
— Demokratische Mitte — (FSU), Hamburg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 7. März 1977 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag einge- 
legt. 

Zur Begründung des Einspruchs trägt er vor, 
nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
— 2 BvE 1/76 — vom 2, März 1977 sei die Chan- 
cengleichheit verletzt worden. Die unzulässige 
Wahlbeeinflussung durch Regierungsorgane sei 
rechtswidrig. Die so zustande gekommene Wahl 
sei daher eine gesetzwidrige Wahl. 

Er beantragt wegen der Frist gemäß § 2 Abs. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) die Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand, weil sein Ein- 
spruch vor dem 2. März 1977, dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, nicht hätte eingelegt 
werden können. 

Mit Schreiben vom 15. März 1977 wurde dem 
Einspruchsführer mitgeteilt, eine Wiedereinset- 
zung in den vorigen Stand, wie sie von dem Ein- 
spruchsführer beantragt worden sei, sehe das 
Wahlprüfungsgesetz nicht vor. Die Frist des § 2 
Abs. 4 Satz 1 WPG sei eine Ausschlußfrist. Dem 
Einspruchsführer wurde deshalb anheimgestellt, 
seinen Einspruch zurückzunehmen, andernfalls 
die Zurückweisung durch das Plenum des Deut- 
schen Bundestages erfolgen müsse. 

Mit Schreiben vom 31. März 1977 teilt der Ein- 
spruchsführer mit, daß er seinen Einspruch nicht 
zurücknähme. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfimg der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
WPG von der Anberaumung einer öffentlichen 
mündlichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist zwar form-, aber nicht fristgerecht 

beim Deutschen Bundestag eingegangen. 


Gemäß § 2 Abs. 4 WPG muß ein Einspruch binnen 
eines Monats nach Bekanntmachung des Wahler- 
gebnisses beim Deutschen Bundestag eingegangen 
sein. Da das Wahlergebnis am 26. Oktober 1976 im 
Bundesanzeiger bekanntgemacht wurde, lief die 
Einspruchsfrist am 26. November 1976, 24.00 Uhr, 
ab. Da das Wahlprüfungsgesetz eine Wiedereinset- 
zung in den vorherigen Stand nicht kennt, dieses 
Rechtsinstitut auch nicht aus übergeordneten Ge- 
sichtspunkten hilfsweise herangezogen werden 
kann, da § 2 Abs. 4 Satz 1 WPG eine strenge Aus- 
schlußfrist darstellt, weil das öffentliche Interesse 
eine alsbaldige Klarheit über die Gültigkeit der 
Wahl erfordert, konnte dem Antrag des Einspruchs- 
führers auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
nicht stattgegeben werden. Der Unzulässigkeit der 
Einsetzung in den vorigen Stand entspricht nach 
Auffassung des Wahlprüfungsausschusses das 
Recht des Präsidenten des Bundestages, nach Ab- 
lauf der Einspruchsfrist des § 2 Abs. 4 Satz 1 WPG 
Einspruch einzulegen, wenn ihm nach Ablauf dieser 
Frist in amtlicher Eigenschaft Umstände bekannt 
werden, die einen Wahlmangel begründen könnten 
(§ 2 Abs. 4 Satz 2 WPG). 

Da der Einspruchsführer von der ihm eingeräumten 
Möglichkeit, seinen Einspruch zurückzunehmen, 
keinen Gebrauch gemacht hat, war sein Einspruch 
daher gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 1 i. V. mit § 2 Abs. 4 
Satz 1 WPG wegen Nichteinhaltung der Einspruchs- 
frist zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbeiehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), der 
als Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesverfas- 

sungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az, 27/76 — der Brigitte Flenner und 
des Bernd van Ophoven, 5760 Arnsberg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1, Mit Schreiben vom 19, Oktober 1976 haben die 
Einspruchsführer sich an das Wahlamt der Stadt 
Arnsberg gewandt, das von dort über den Kreis- 
wahlleiter des Bundestagswahlkreises 122 — 
Arnsberg-Soest — dem Deutschen Bundestag 
zugeleitet wurde. 

In dem Schreiben der Einspruchsführer geben 
diese zunächst eine eidesstattliche Versicherung 
ab, bei der Bundestagswahl im Wahlkreis 122 
im Wahllokal 14 — Grundschule Müggenberg 

— mit ihrer Zweitstimme die Deutsche Kommu- 
nistische Partei (DKP) gewählt zu haben. Da die- 
se ihre Stimmabgabe nicht berücksichtigt wor- 
den sei, seien sie sicher, daß bei der Stimmaus- 
zählung in diesem Wahllokal Fehler unterlaufen 
seien. Sie befürchten, daß ihre Zweitstimmen 
der KPD zugerechnet worden seien. 

Um diesen Irrtum aufzuklären, beantragen sie, 
eine Neuauszählung der Stimmzettel im Wahl- 
bezirk 14 des Wahlkreises 122. 

Dieses Schreiben hat der Kreiswahlleiter am 
29. Oktober 1976 dem Deutschen Bundestag 
übermittelt mit der Bitte um Entscheidung. 
Gleichzeitig teilt er mit, die Wahlergebnisse für 
den Wahlkreis 122 seien am 13., 14. und 15. Ok- 
tober 1976 in den entsprechenden Tageszeitun- 
gen und Amtsblättern bekanntgemacht wor- 
den. 

Weiter führt er aus, seiner Meinung nach sei 
der Einspruch unbegründet, weil ein evtl. Man- 
gel im Zustandekommen des Wahlergebnisses 
im Wahlbezirk Nummer 14 der Stadt Arnsberg 

— etwaige Verwechslung der beiden Stimmen 
bei der Auszählung zwischen DKP und KPD — 
das Wahlergebnis nicht beeinflußt hätte. 

Aufgrund einer Nachfrage des Wahlprüfungs- 
ausschusses vom 8. November 1976 hat der 
Kreiswahlleiter mit Schreiben vom 18. Novem- 
ber 1976 mitgeteilt, eine nochmalige Prüfung 
habe ergeben, daß bei der Zusammenstellung 
des endgültigen Wahlergebnisses bei den Zweit- 


stimmen für den Wahlbezirk Nummer 14 der 
Stadt Arnsberg eine Verwechslung zwischen 
der DKP und der KPD eingetreten sei. Von den 
gültigen Zweitstimmen entfielen in diesem Wahl- 
bezirk 6 Stimmen auf die DKP und nicht auf die 
KPD. Die Zuteilung der 6 Zweitstimmen auf die 
KPD sei somit unrichtig. Das Gesamtergebnis im 
Wahlkreis 122 Arnsberg-Soest ändere sich da- 
her insoweit, als sich die Zahl der Zweitstimmen 
bei der DKP von 334 um 6 auf 340 erhöhe und 
die der KPD um 6 von 68 auf 62 verringere. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt; 
er ist auch zulässig, jedoch nicht begründet. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts dient das Wahlprüfungsverfahren nur 
dem Schutz des objektiven Wahlrechts, d. h. der Er- 
zielung der gesetzmäßigen Zusammensetzung des 
Bundestages. Dieser Auffassung hat sich auch der 
Deutsche Bundestag in allen früheren Entscheidun- 
gen in Wahlprüfungsangelegenheiten angeschlossen. 
In Fällen jedoch, in denen die Zurückweisung eines 
Einspruchs wegen mangelnder Erheblichkeit auf die 
Sitzverteilung erfolgte, hat er es nicht lediglich bei 
der Zurückweisung belassen, sondern sich bemüht, 
im Rahmen seiner Möglichkeiten dafür Sorge zu 
tragen, daß eine Wiederholung entsprechender Feh- 
ler bei der nächsten Wahl ausgeschlossen wird 
(vgl. Drucksache 7/1956 S. 27). 

Aus der aufgrund der nochmaligen Prüfung erfor- 
derlichen Korrektur der Wahlergebnisse des Wahl- 
kreises 122 ergibt sich eindeutig, daß die Verschie- 
bung von 6 Zweitstimmen von der KPD zur DKP 
keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung im 
8. Deutschen Bundestag gehabt hat. Aufgrund der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts war 
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daher der Einspruch als offensichtlich unbegründet 
zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehning 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 


sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), der 
als Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 

Bundestages — — beim Bundesverfas- 

sungsericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungs Sache — Az. 1/76 — der Arbeitsgemeinschaft 
der Wähler und Steuerzahler, vertreten durch Wolfgang Gellhaus, 
Bonn-Bad Godesberg 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 2. Oktober 1976 hat der Ein- 
spruchsführer für die Arbeitsgemeinschaft der 
Wähler und Steuerzahler — AWS — Einspruch 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen 
Bundestag insgesamt und im Wahlkreis Bonn 
eingelegt Zur Begründung trägt er vor: 

1. Nur vollständige Wahlinformation für alle 
Wahlberechtigten über ihre Rechte mache 
Wahlen und Gewählte gültig. Andernfalls 
seien die Wahlen, die Gewählten und ihre 
Beschlüsse und Gesetzgebung ungültig. 

Zur vollständigen Wahlinformation gehöre 
das Kandidaturrecht, das jedem Wahlberech- 
tigten parteibuchfrei zustehe. Nur 10 v. H. al- 
ler Wahlberechtigten wüßten laut Meinungs- 
umfrage von diesem Recht. Eine millionen- 
schwere Wahl- „Information" auch der staat- 
lichen Informationsbehörden habe die Unter- 
richtung der Wahlberechtigten zum partei- 
buchfreien Kandidaturrecht unvollständig ge- 
halten. 

Als Beweise führt er Meinungsumfragen, 
Amtsveröffentlichungen der Wahlämter und 
Zentralen für politische Bildung, Presseveröf- 
fentlichungen, Fernseh- und Funkberichte 
an. 

2. Schon Wochen vor dem Wahltermin seien 
der Arbeitsgemeinschaft der Wähler und 
Steuerzahler sowie der Freien-Bürger-Union 
sämtliche für den Wahlkampf erforderlichen 
Unterlagen und Vorbereitungen sowie der fi- 
nanzielle Dispositonsfonds für den Wahl- 
kampf unter amtlicher Tarnung — unter 
„steuerlichen" Vorwänden von Bediensteten 
der Bonner politischen Polizei gemeinschaft- 
lich mit Finanzamtssubalternen — • entwendet 
worden. 

Zum Beweis führt er an: Aussage des Oberfi- 
nanzpräsidenten Köln und Untergebener, des 


Oberstaatsanwaltes Bonn und des Leiters der 
politischen Polizei Bonn. 

Die Oberfinanzdirektion Köln hat auf Anforde- 
rung des Ausschusses mit Schreiben vom 5. Ja- 
nuar 1977 zu Punkt 2 der Einspruchsbegründung 
Stellung genommen und ausgeführt, die Be- 
hauptungen zu Punkt 2 der Einspruchsbegrün- 
dung seien unrichtig. Eine Stellungnahme im 
einzelnen sei nicht möglich, da hierdurch die 
steuerlichen Verhältnisse des Einspruchsführers 
betroffen würden. Es würde anheimgestellt, den 
Einspruchsführer zum Verzicht auf die Wahrung 
des Steuergeheimnisses zu veranlassen; dann 
könne ausführlich Stellung genommen wer- 
den. 

Mit Schreiben vom 17. Dezember 1976 hat die 
Staatsanwaltschaft Bonn zu der Einspruchsbe- 
gründung Stellung genommen. In der Stellung- 
nahme heißt es u. a., die Staatsanwaltschaft ver- 
möge die unter Punkt 2 der Einspruchsbegrün- 
dung auf gestellten Behauptungen nicht zu bestä- 
tigen. Zwar habe der Einspruchsführer am 2. Juli 
1976 und am 9. September 1976 mit im wesentli- 
chen denselben Behauptungen Strafanzeigen bei 
der Staatsanwaltschaft Bonn erstattet. Bei den 
Ermittlungen hätten sich die hier in Rede ste- 
henden Vorwürfe jedoch als unbegründet her- 
ausgestellt. Dies sei dem Einspruchsführer auch 
mitgeteilt worden. Hinsichtlich der näheren 
Einzelheiten wird auf den Inhalt der beigefügten 
Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Bonn 
Bezug genommen. 

Mit Schreiben vom 22. Dezember 1976 hat der 
Polizeipräsident Bonn eine Stellungnahme des 
Kriminal-Hauptwachtmeisters Rheindorf vom 
21. Dezember 1976 übersandt, in der es u. a. 
heißt, am 1. Juli 1976 sei die Wohnung des Ein- 
spruchsführers von Beamten der Steuerfahn- 
dungsstelle St. Augustin* aufgrund eines richter- 
lichen Durchsuchungsbefehls durchsucht wor- 
den. 
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Hierbei hätten Beamte des 6. Kriminalkommissa- 
riats — des damaligen Regionalkommissariats 
für den Bereich Bonn-Bad Godesberg — auf 
Antrag der Steuerfahndung Amtshilfe gelei- 
stet. 

Von einer Durchsuchxmgsaktion der „politi- 
schen Polizei" könne somit keine Rede sein. 

/ 

Aus demselben Grunde könne als Beweis auch 
nicht die Aussage des Leiters der „politischen 
Polizei" gelten, da die Aktion keinen polizeili- 
chen Anlaß gehabt habe. 

Abschließend wird in der Stellimgnahme darauf 
hingewiesen, daß die Staatsanwaltschaft Bonn 
aufgrund von Strafanzeigen des Einspruchsfüh- 
rers die Aktion überprüft und eingeleitete Ermitt- 
limgsverfahren eingestellt habe. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bimdestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Soweit der Einspruchsführer seinen Einspruch mit 
angeblich unvollständiger Wahlinformation für alle 
Wahlberechtigten begründet, kann sein Einspruch 
keinen Erfolg haben. Aufgabe des Wahlprüfungs- 
ausschusses ist es, festzustellen, ob durch Verlet- 


zimg von Wahlrechtsbestimmimgen das Ergebnis 
der Bundestagswahl beeinflußt wurde oder beein- 
flußt worden sein könnte. Die vom Einspruchsfüh- 
rer zur Begründung seines Einspruchs geforderte 
„vollständige Wahlinformation für alle Wahlbe- 
rechtigten" kann nicht aus Wahlrechtsbestimmun- 
gen hergeleitet werden. Sollte der Einspruchsführer 
gemeint haben, durch eine nicht voll ständige Wahl- 
information für alle Wahlberechtigten sei der 
Grimdsatz der Gleichheit der Wahl verletzt wor- 
den, so sind seine Ausführimgen dazu zu wenig 
substantiiert und konkretisiert, daß sie in der Lage 
wären, einen Wahleinspruch zu begründen. 

Aus den vom Ausschuß angeforderten Stellungnah- 
men ergibt sich eindeutig, daß die vom Einspruchs- 
führer aufgestellten Behauptungen nicht zutreffen. 
Aus diesem Gnmde können auch seine Ausführun- 
gen zu Punkt 2 nicht zur Begründimg des von ihm 
eingereichten Einspruchs angesehen werden. 

Der Einspruch war daher in vollem Umfange im 
Sinne des § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offensichtlich 
xmbegründet zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, xmter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bim- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bimdesverfassungsgericlit eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 14/76 — der Frau Margarete 
Gause, 4800 Bielefeld 1, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 6. Oktober 1976 hat die Ein- 
spruchsführerin Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag einge- 
legt. 

Zur Begründung ihres Einspruchs führt sie aus, 
sie sei als Bundestagskandidatin — Einzelbe- 
werberin — für die Wahl am 3. Oktober 1976 im 
Wahlkreis 104 — Bielefeld II — aufgestellt ge- 
wesen. Nachdem das Wahlergebnis von Biele- 
feld am 4. Oktober 1976 durch die Zeitung be- 
kanntgemacht worden sei, habe eine Dame aus 
der Ravensburger Straße sie angerufen und ihr 
gesprächsweise mitgeteilt, daß diese sie im 
Wahlbezirk 1 f im Ratsgymnasium gewählt habe. 
Dieser Wahlbezirk weise aber weder nach den 
Unterlagen des Wahlamtes noch nach der Be- 
kanntgabe in der Zeitung eine einzige Stimme 
für sie auf. Aus diesem Grunde sehe sie sich ge- 
zwungen, die Wahl anzufechten. 

Mit Schreiben vom 5. Januar 1977 hat sich die 
Einspruchsführerin erneut an den Wahlprü- 
fungsausschuß gewandt, ohne allerdings ihren 
Einspruch näher begründen zu können. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist auch zulässig, 
jedoch offensichtlich unbegründet. 

Ein Wähler kann, ohne den Grundsatz der gehei- 
men Wahl zu verletzen, vor und nach der Wahl- 
handlung bekanntgeben, welche Wahlentscheidung 
er getroffen hat. Er ist jedoch gesetzlich nidit 


verpflichtet, bei der Preisgabe seines Wahlgeheim- 
nisses die Wahrheit zu sagen. Aus diesem Grunde 
kann zwar unterstellt werden, daß der Einspruchs- 
führerin gegenüber eine entsprechende Erklärung 
abgegeben wurde des Inhalts, sie sei in dem ange- 
gebenen Wahllokal gewählt worden, es kann je- 
doch nicht davon ausgegangen werden, daß diese 
Erklärung auch den Tatsachen entspricht. 

Abgesehen davon, daß im konkreten Fall eine amt- 
liche Nachprüfung ggf. den Grundsatz der gehei- 
men Wahl berühren würde, sieht der Wahlprü- 
fungsausschuß keine Veranlassung, eine entspre- 
chende Nachprüfung vornehmen zu lassen. Aufga- 
be des Wahlprüfungsausschusses ist es vielmehr 
festzustellen, ob durch Verletzung der Wahlrechts- 
bestimmungen das Ergebnis der Bundestagswahl 
beeinflußt worden ist bzw. hätte beeinflußt werden 
können (vgl. BVerfGE 4, 370 [372 f.]). Selbst wenn 
versehentlich eine für die Einspruchsführerin abge- 
gebene Erststimme nicht gezählt wurde, konnte das 
auf das Wahlergebnis bzw. auf die Sitzverteilung 
im Bundestag keinen Einfluß haben, da im Wahl- 
kreis für den erfolgreichen Bewerber 47,6 v. H. der 
Erststimmen abgegeben wurden, während für die 
im Bundestag nicht vertretenen Parteien bzw. Ein- 
zelbewerber lediglich 0,9 v. H. gezählt wurden. 

Der Einspruch war daher i. S. des § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
WPG als offensichtlich unbegründet zurückzuwei- 
sen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß bin- 
nen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 16/76 — des Lambert Schindler, 

6800 Mannheim 31, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 21. Oktober 1976 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag eingelegt, 
und zwar „Aufgrund eines Wissens, das aus- 
schließlich mein Wissen ist, das in der Mensch- 
heits- und Erdgeschichte einmalig ist und auch 
bleibt, somit nicht unterlassen werden kann, 
auch schon nicht aufgrund im Grundgesetz ver- 
ankerter Grundrechte und Pflichten meiner Per- 
son, sondern auch aller Bürger". 

Der wahlberechtigte Einspruchsführer hatte be- 
reits gegen die Wahl zum 6. Deutschen Bundes- 
tag vom 28. September 1969 Einspruch eingelegt, 
den der Deutsche Bundestag in seiner 34. Sit- 
zung am 26. Februar 1970 als offensichtlich un- 
begründet zurückgewiesen hat. In den Entschei- 
dungsgründen heißt es: „Die allgemeinen und in 
sich schwer verständlichen Ausführungen des 
Einspruchsführers enthalten keine Behauptun- 
gen, die eine solche Verletzung der Wahlrechts- 
bestimmungen dartun könnten." (Vgl. Druck- 
sache VI/354.) 

Zur Begründung des nunmehr zur Entscheidung 
anstehenden Wahleinspruchs macht er u. a. gel- 
tend, der am 3. Oktober 1976 durchgeführten 
Bundestagswahl sei dem wählenden Volk von 
seiten der in Regierung und Parlament auf und 
in Parteiebene, Engagement, Mandat imd Wahl- 
propaganda ausübenden einer für das deutsche 
Volk lebenswichtigen, freiheitlichen, demokrati- 
schen Grundordnung keine Rechnung getragen. 

Die weiteren umfangreichen Ausführungen des 
Einspruchsführers befassen sich mit seinen Vor- 
stellungen, wie ein Mandat wahrgenommen wer- 
den solle und welche Rolle das deutsche Volk 
im Weltgeschehen spielen müßte. 


2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist auch zulässig, 
jedoch aus den nachfolgenden Gründen offensicht- 
lich unbegründet. 

Aufgabe der Wahlprüfung ist es, festzustellen, ob 
durch Verletzung der Wahlrechtsbestimmungen das 
Wahlergebnis beeinflußt worden ist und diese Ver- 
letzung Einfluß auf die Mandatsverteilung gehabt 
hat oder hätte haben können. 

Die Ausführungen des Einspruchsführers zur Be- 
gründung des vorliegenden Einspruchs sind jedoch 
so allgemein gehalten und in sich entweder schwer 
oder gar nicht verständlich, so daß sie eine Verlet- 
zung von Wahlrechtsbestimmungen nicht begrün- 
den können. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — ^ — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache — Az. 20/76 — des Wolfgang Fichtner, 

4600 Dortmund 12, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen; 


Der Wahleinspnich wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 21. Oktober 1976 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag im Wahl- 
kreis 116 Dortmund eingelegt 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt er vor, 
der Kreiswahlleiter habe gemäß § 25 des Bun- 
deswahlgesetzes (BWG) seine Kandidaturunter- 
lagen geprüft und keine Mängel festgestellt; 
auch der Kreiswahlausschuß habe keine Ein- 
wände erhoben, seinen Antrag angenommen und 
seine Kandidatur öffentlich bekanntgemacht. Es 
sei ihm daher unverständlich, daß in dem Wahl- 
zettel die von ihm angegebene Kurzbezeichnung 
nicht veröffentlicht worden sei. Da der von ihm 
geführte Wahlkampf auf diese Kurzbezeichnung 
ausgerichtet gewesen sei, sei ihr Fehlen eine 
unzulässige Benachteiligung, die einen Wahlan- 
fechtungstatbestand darstelle. 

Auf Anforderung des Wahlprüfungsausschusses 
hat das Amt für Statistik und Wahlen der Stadt 
Dortmund mit Schreiben vom 15. November 1976 
zu dem Vorbringen des Einspruchsführers Stel- 
lung genommen. In dieser Stellungnahme heißt 
es, der Einspruchsführer begründe seinen Ein- 
spruch mit dem Hinweis darauf, daß auf den 
„Wahlzetteln" — gemeint seien offensichtlich 
die Stimmzettel — die von ihm angegebene 
Kurzbezeichnung nicht auf genommen („veröf- 
fentlicht") worden sei. 

Dazu sei zu bemerken: 

1. Eine Kurzbezeichnung stehe lediglich Partei- 
en für deren Kreiswahlvorschläge zu. über 
diese Bestimmung sei Herr Fichtner insoweit 
informiert worden, als ihm mit den „Dort- 
munder Bekanntmachungen" vom 27. Februar 
1976 (Seiten 8 und 9) der für die Einreichung 
von Kreiswahlvorschlägen relevante Geset- 
zestext übergeben worden sei. 

2. In dem vom Einspruchsführer eingereichten 
Kreiswahlvorschlag sei als Kennwort 


A. C. O. angegeben worden. Dieses Kenn- 
wort habe der Einspruchsführer — unnöti- 
gerweise — auf seiner Zustimmungserklä- 
rung noch einmal ausdrücklich aufgeführt. 
Damit hätten bezüglich der Absichtserklä- 
rung des Einspruchsführers keinerlei Zweifel 
bestanden. 

3. Da gegen die Aufnahme des Kennwortes 
A. C. O. keine Bedenken geltend gemacht 
werden konnten, habe ein den Erfordernissen 
des Bundeswahlgesetzes und der Bundes- 
wahlordnung entsprechender Kreiswahlvor- 
schlag Vorgelegen. 

Dieser Stellungnahme sind beigefügt die „Dort- 
munder Bekanntmachungen", Amtliches Organ 
der Stadt, vom 27. Februar 1976, ferner eine Ab- 
lichtung des Kreiswahlvorschlages und der Zu- 
stimmungserklärung sowie der Stimmzettel für 
den Wahlkreis 116 Dortmund III. 

Mit Schreiben vom 8. Dezember 1976 hat der 
Einspruchsführer von der ihm eingeräumten 
Möglichkeit, sich zur Stellungnahme der Stadt 
Dortmund zu äußern, Gebrauch gemacht. In sei- 
ner Gegenäußerung heißt es u. a.: dem Kreis- 
wahlleiter sei scheinbar entgangen, daß er als 
Kandidat bereits Partei sei. Außerdem sei bei 
seiner letzten Kandidatur zur Landtags- und 
Kommunalwahl anstandslos eine Kurzbezeich- 
nung im Stimmzettel aufgenommen worden. Die 
von ihm eingereichten Kandidaturunterlagen 
enthielten sämtlich eine Kurzbezeichnung, die 
nicht beanstandet worden sei. Seinen Vertrau- 
ensmännern sei eine Ablehnung der Kurzbe- 
zeichnung nicht zugestellt worden. 

Ferner sei in der Kreiswahlausschußsitzung 
über eine Streichung der Kurzbezeichnung nicht 
gesprochen worden. Somit sei der Kreiswahl- 
leiter seiner Verpflichtung, Kreiswahlvorschläge 
unverzüglich zu prüfen und Mängel abzustellen, 
nicht nachgekommen, sondern habe durch ei- 
genmächtiges Handeln verursacht, daß er als 
Bewerber mangelhaft bezeichnet worden sei. 
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In seinen Kandidaturunterlagen sei im übrigen 
nicht nur das Kennwort, sondern auch die Kurz- 
bezeichnung angegeben worden. Nach der Wahl 
sei er von vielen Bürgern, die seinen Wahl Vor- 
schlag unterzeichnet hätten, auf die fehlende 
Kurzbezeichnung angesprochen worden. Da er 
seinen Wahlkampf auf die Kurzbezeichnung 
ausgerichtet gehabt habe, sei die eigenmächtige 
Handlung des Kreiswahlleiters eine unzulässige 
Benachteiligung. 

Ergänzend trägt der Einspruchsführer vor, er sei 
während des Wahlkampfes durch den Betriebs- 
prüfer, Steueramtmann Unkel des Finanzamtes 
Dortmund behindert worden, indem dieser sei- 
ner Bitte um einen Prüfungstermin nach der 
Wahl nicht nachgekommen sei. Dies sei ein ein- 
wandfreier Verstoß gegen Artikel 48 des Grund- 
gesetzes. 

Schließlich weist der Einspruchsführer darauf 
hin, die von ihm gewählte Kurzbezeichnung sei 
zur zusätzlichen Identität seiner Person gewählt 
worden, da sich bei der letzten Landtags- und 
Konununalwahl herausgestellt habe, daß viele 
Bürger allein mit seinem Namen nichts anzufan- 
gen gewußt hätten. Da ihm nicht die Publika- 
tions- und Steuermittel der Parteien zur Verfü- 
gung stünden, habe er das Kennwort und die er- 
wähnte Kurzbezeichnung gewählt. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver^ 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

In §20 Bundeswahlgesetz (BWG), der Inhalt und 
Form der Kreiswahlvorschläge umschreibt, heißt es 
in Absatz 4: 

„Kreis Wahlvorschläge von Parteien müssen den 
Namen der einreichenden Partei und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, an- 
dere Kreiswahlvorschläge ein Kennwort enthal- 
ten." 

Gemäß § 30 Abs. 1 Bundeswahlordnung (BWO) soll 
der Kreiswahlvorschlag nach dem Muster der Anla- 
ge 1 1 mit zwei Ausfertigungen eingereicht werden. 

Aus der von der Stadt Dortmund übersandten Ko- 
pie des Kreiswahlvorschlages des Einspruchsfüh- 
rers ergibt sich, daß der Einspruchsführer seinen 
Vorschlag nach dem Muster der Anlage 11 der 
BWO eingereicht hat. Wenn er in diesem als Na- 
men der Partei angibt „Gegen den Parteienklün- 
gel", so kann er aus der Nichtstreichung dieses Na- 
mens noch nicht herleiten, daß er als Partei zuge- 


lassen wurde. Aus der Tatsache, daß er Unterschrif- 
tenlisten niit insgesamt 244 Unterschriften beifügte, 
ergibt sich vielmehr, daß dem Einspruchsführer 
selbst bekannt war, daß er als „anderer Wahlvor- 
schlag" im Sinne des § 20 BWG an der Bimdestags- 
wahl teilnehmen wollte. 

Aus § 20 Abs. 4 BWG ergibt sich aber eindeutig, 
daß nur bei Kreisvorschlägen von Parteien Kurzbe- 
zeichnimgen anzugeben sind, soweit die einreichen- 
de Partei eine Kurzbezeichnung verwendet. Andere 
Kreiswahlvorschläge, d. h. Wahlvorschläge, die 
nicht von Parteien im Sinne des § 20 Abs. 2 BWG 
eingereicht werden, müssen ein Kennwort erhalten. 
Der Kreiswahlvorschlag des Einspruchsführers fällt 
eindeutig unter „andere Kreiswahlvorschläge", 
auch wenn in seinem Kreis wähl Vorschlag als Name 
der Partei „Gegen den Parteiklüngel" angegeben 
wurde. Da der Einspruchsführer nicht, wie er meint, 
als Kandidat bereits Partei ist, kommt für ihn im 
Sinne des § 20 Abs. 4 BWG eine Kurzbezeichnung 
nicht in Betracht, sondern lediglich das Kennwort. 
Als dieses hat er in seinem Kreiswahlvorschlag die 
Buchstaben A. C. O. angegeben. 

Da, wie aus dem Stimmzettel für die Bundestags- 
wahl am 3. Oktober 1976 im Wahlkreis 116 Dort- 
mund III unter dem Kreiswahlvorschlag Nr. 14 des 
Einspruchsführers auch das Kennwort „A. C. O. 
Fichtner" angegeben ist, kann der Einspruchsführer 
seinen Einspruch auf eine Verletzung wahlrechtli- 
cher Bestimmungen nicht stützen. 

Im übrigen greift auch die nachgeschobene Begrün- 
dung des Einspruchsführers nicht durch, er sei 
während des Wahlkampfes durch einen Betriebs- 
prüfer des Finanzamtes Dortmund dadurch behin- 
dert worden, daß ihm seine Bitte um einen Prü- 
fungstermin nach der Wahl abschlägig beschieden 
worden sei. 

Abgesehen davon, daß nicht ersichtlich ist, wieso 
der Einsprudisführer durch dieses Verhalten eines 
Betriebsprüfers im Wahlkampf behindert worden 
sein soll, kann im Rahmen des Wahlprüfungs Ver- 
fahrens nur die Verletzung wahlrechtlicher Be- 
stimmungen nachgeprüft werden. Dafür hat der 
Einspruchsführer jedoch nichts Weiteres vorgetra- 
gen. 

Der Einspruch war daher gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
WPG als offensichtlich unbegründet zurückzuwei- 
sen. 

Rechtsmittelbelehning 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bim- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungs Sache — Az, 22/76 — des Walter Ruf, 
7091 Strambach, Gemeinde Stödtlen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3, Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 24. Oktober 1976 hat der Ein- 
sprudisführer Einspruch gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 8. Deutschen Bundestag eingelegt imd 
beantragt, das durch den Prof. Dr. Manfred 
Abelein für die CDU im Wahlkreis 174 — 
Aalen-Heidenheim erzielte Direktmandat sowie 
die in diesem Wahlkreis auf die CDU entfallen- 
den Zweitstimmen der CDU nicht zuzurechnen 
bzw. wegen ungesetzlicher Verfälschung i. S. 
des § 107 a Abs. 1 und 3 StGB abzuerkennen. 
Ferner beantragt er, sämtliche Gemeindeblätter 
auf diesen Gehalt nachprüfen zu lassen und er- 
satzweise die Wahl im Wahlkreis 174 bzw. im 
ganzen Land Baden-Württemberg wiederholen 
zu lassen. 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt er vor, 
nachdem infolge höchstrichterlicher Rechtspre- 
chung Wahlpropaganda und Wahlhetze in Mit- 
teilungsblättern der Gemeinde unstatthaft und 
strafbar seien, da diese Blätter ja an die Stelle 
des Gemeindeausschellers getreten seien, werde 
in den meisten Gemeindemitteilungsblättern des 
Wahlkreises 174 und anderer Wahlkreise ekla- 
tant und permanent gegen die höchstrichterliche 
Rechtsprechimg verstoßen und zwar alleine zu- 
gimsten der CDU, Diese mißbrauche nämlich die 
Gemeindemitteilungsblätter einseitig zu ihren 
Gimsten und zum Schaden anderer zugelassener 
politischer Gruppienmgen. 

Zum Beweis seiner Behauptungen fügt er das 
Mitteilungsblatt der Gemeinde Stödtlen Nr. 39 
vom 1. Oktober 1976 bei. Das im Hektographier- 
verfahren hergestellte Mitteilungsblatt enthält 
zunächst amtliche Bekanntmachimgen (IV2 Sei- 
ten), die durch Parenthese striche voneinander 
getrennt sind. Abgeschlossen wird der amtliche 
Teil durch das Wort „Bürgermeisteramt". Die 
Trennung zu den nachfolgenden Vereinsmittei- 
lungen erfolgt durch Gleichheitsstriche. Den Ver- 
einsmitteilungen folgen „Anzeigen" und als An- 
lage die Wahlbekanntmachung des Bürgermei- 
sters von Stödtlen vom 1. Oktober 1976 (die 


Rückseite enthält pflanzenbauliche Mitteilungen 
des Landwirtschaftsamtes Ellwangen) sowie den 
vom Einspruchsführer gerügten Wahlaufruf der 
CDU und der Jungen Union an die Bürger der 
Gemeinde Stödtlen. über diesem Aufruf steht das 
Wort „Anzeige". 

Mit Schreiben vom 4. Januar 1977 hat der Bür- 
germeister der Gemeinde Stödtlen auf Veranlas- 
sung des Wahlprüfungsausschusses zum Ein- 
spruch Stellimg genommen imd u. a. ausgeführt, 
das Gemeindemitteilungsblatt gliedere sich in 
drei Abteilungen, und zwar in 

1 . „Amtliche Bekanntmachimgen" , 

2. „Vereinsmitteilimgen", 

3. „Anzeigen". 

Außerhalb des amtlichen Teiles des Mitteilimgs- 
blattes hätten sämtliche Vereine, politische Par- 
teien, Privatpersonen usw. die Möglichkeit, An- 
zeigen oder Bekanntmachimgen zu veröffentli- 
chen. 

Mit der Veröffentlichung des Wahlaufrufes der 
CDU und der Jungen Union Ortsgruppe Stödtlen 
liege kein Verstoß gegen den Gleichheitsgrund- 
satz vor. Weitere Parteien hätten Veröffentli- 
chungen im Gemeindemitteilimgsblatt nicht bean- 
tragt. Ergänzend werde darauf hingewiesen, daß 
innerhalb der Gemeinde Stödtlen außer der CDU 
und der Jungen Union keine weiteren politi- 
schen Vereinigungen bzw. Verbände bestünden. 
Es sei schließlich darauf hinzuweisen, daß inner- 
halb des besonders bezeichneten „amtlichen 
Teiles" des Gemeindemitteilungsblattes keine 
politischen Aussagen gemacht worden seien 
oder gemacht würden. Der Wahleinspruch sei 
deshalb seiner Meinung nach unbegründet. 

Mit Schreiben vom 18. Januar 1977 hat der Ein- 
spruchsführer, dem Gelegenheit gegeben wurde, 
sich zur Stellungnahme des Bürgermeisters der 
Gemeinde Stödtlen zu äußern, Stellung genom- 
men. Insbesondere führt er an, es bestünde ein 
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Ortsverein der SPD in der Gemeinde Thannhau- 
sen/Ostalbkreis; zwischen dieser Gemeinde und 
der Gemeinde Stödtlen bestehe eine Verwal- 
tungsgemeinschaft. 

Das Mitglied des Deutschen Bundestages, 
Prof. Dr. Abelein, dessen Wahl mit diesem Ein- 
spruch angefochten wurde, hat mit Schreiben 
vom 31. Januar 1977 zu der Einspruchsbegrün- 
dung Stellung genommen und u. a. ausgeführt, 
die Veröffentlichungen der CDU Stödtlen im Ge- 
meindeblatt seien ihm bisher nicht bekannt ge- 
wesen. Im übrigen schließe er sich der Argu- 
mentation des Bürgermeisters Münz an. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch zulässig? er 
ist jedoch aus den nachfolgenden Gründen offen- 
sichtlich unbegründet. 

Der Einspruchsführer sieht offensichtlich in der von 
ihm beanstandeten Aufnahme einer Wahlanzeige in 
das gemeindliche Mitteilungsblatt eine unzulässige 
amtliche Wahlbeeinflussung. Dieser Auffassung des 
Einspruchsführers kann jedoch nicht beigepflichtet 
werden. Die Annahme einer unzulässigen amtlichen 
Wahlbeeinflussung wäre dann nicht von vornher- 
ein auszuschließen gewesen, wenn die Anzeige der 
CDU und der Jungen Union nicht, wie im vorlie- 
genden Fall, in der Abteilung „Anzeigen", sondern 
unter „Amtliche Bekanntmachungen" gebracht wor- 
den wäre und anderen sich an der Wahl zum 
8. Deutschen Bundestag beteiligenden Parteien die 
Einräumung von Wahlanzeigen am gleichen Platze 
verweigert worden wäre. 

Im vorliegenden Fall folgte die Anzeige jedoch 
nach den Vereinsmitteilungen unter der Rubrik 
„Anzeigen" und ist damit deutlich von den „amtli- 
chen Bekanntmachungen" getrennt. Bei objektiver 
Betrachtungsweise kann auch für Außenstehende 
nicht der Eindruck entstehen, bei den Anzeigen 
handele es sich um „amtliche Bekanntmachungen". 
Dagegen sprechen vor allen Dingen die in der zwei- 
ten Abteilung aufgeführten Vereinsmitteilungen. 


Selbst wenn der Hinweis des Bürgermeisters der 
Gemeinde Stödtlen nicht zutreffen würde, in seiner 
Gemeinde gäbe es außer der CDU und der Jungen 
Union keine weiteren politischen Vereinigungen 
bzw. Verbände, könnte ggf. von einer unzulässi- 
gen amtlichen Wahlbeeinflussung nur dann gespro- 
chen werden, wenn andere konkurrierende Partei- 
gruppen sich vergeblich bemüht hätten, eine ent- 
sprechende Anzeige im gemeindlichen Mitteilungs- 
blatt unterzubringen. Da es nicht allein auf die Exi- 
stenz weiterer politischer Vereinigungen bzw. Ver- 
bände in der Gemeinde Stödtlen ankommen kann, 
sondern zur Wahrung des Grundsatzes der Chan- 
cengleichheit auch übergemeindlichen Parteiorgani- 
sationen auf ihr Verlangen die Möglichkeit hätte 
eingeräumt werden müssen, bei der Aufnahme von 
Anzeigen im Gemeindemitteilungsblatt berücksich- 
tigt zu werden, könnte sich der Verdacht einer un- 
zulässigen amtlichen Wahlbeeinflussung nur dann 
erhärten, wenn der Einspruchsführer mindestens 
andeutungsweise hätte vortragen können, die Ge- 
meinde habe ein entsprechendes Ersuchen um Auf- 
nahme einer Anzeige von außerhalb der CDU ste- 
henden Gruppen oder Vereinigungen abgelehnt. Da 
das jedoch nicht der Fall ist, kann der Wahlein- 
spruch nicht auf eine unzulässige amtliche Wahlbe- 
einflussung gestützt werden. 

Dem Antrag des Einspruchsführers, sämtliche Ge- 
meindeblätter auf ihren Gehalt nachprüfen zu las- 
sen, ist der Wahlprüfungsausschuß nicht gefolgt, 
weil für eine derartige Ausdehnung des Anfech- 
tungstatbestandes nicht die erforderliche Substanti- 
ierung von Tatsachen vorgetragen wurde (vgl. 
BVerfGE Bd. 40, 11 [30 ff.]). 

Lag somit eine Verletzung wahlrechtlicher Bestim- 
mungen nicht vor, war der Einspruch im Sinne des 
§ 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegrün- 
det zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bimdesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 29/76 — des Bernd Oelerink, 

3012 Langenhagen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 3. November 1976, in dem 
sich der Einspruchsführer als Vorsitzender des 
Gründungskomitees Menschenrechtspartei be- 
zeichnet und das als 91. Rundbrief an europä- 
ische Publikationsorgane bezeichnet wird, hat 
der Einspruchsführer Einspruch gegen die Gül- 
tigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
eingelegt. 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt er vor, 
auch die Bundesrepublik habe die europäische 
Menschenrechtskonvention unterzeichnet. Un- 
zweideutig heiße es im Zusatzprotokoll vom 
20. März 1952: „Die Hohen Vertragsschließenden 
Teile verpflichten sich, in angemessenen Zeitab- 
ständen freie und geheime Wahlen unter Bedin- 
gungen abzuhalten, die die freie Äußerung der 
Meinung des Volkes bei der Wahl der gesetzge- 
benden Organe gewährleistet." 

Trotz dieser Verpflichtung sehe die Wirklich- 
keit in der Bundesrepublik Deutschland anders 
aus. Durch Riesenwahlpropaganda mit verun- 
treuten Steuergeldern sei die in den Menschen- 
rechten garantierte freie Äußerung der Meinung 
bei der Wahl der gesetzgebenden Organe zu- 
gunsten der CDU, CSU, FDP und SPD in skan- 
dalöser Weise gesteuert worden. Verantwortlich 
und haftbar für diese skandalöse Verletzung der 
in den Menschenrechten und in unserer Verfas- 
sung garantierten Chancengleichheit aller zuge- 
lassenen Parteien seien die CDU-CSU-PDP-SPD- 
Funktionäre und die von ihnen gewählten anti- 
demokratischen Bundesverfassungsrichter. 

Die Menschenrechte und die Chancengleichheit 
seien ferner verletzt durch die zahllosen krimi- 
nellen Änzeigen-Serien bzw. durch eine Vielzahl 
von Publikationen der Bundesregierung zugun- 
sten der regierenden Parteien. Aus den vorge- 
tragenen Gründen beantrage er, die Wahlen 
vom 3. Oktober 1976 für ungültig zu erklären. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung 
der Sach- und Rechtslage beschlossen, gemäß 


§ 6 Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes 
(WPG) von der Anberaumung einer öffentlichen 
mündlichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt 
und auch zulässig. Er ist jedoch offensichtlich un- 
begründet. 

Soweit der Einspruchsführer die Finanzierung der 
„staatstragenden Parteien" auf Kosten der Steuer- 
zahlung rügt, kann auf die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Frage der Parteien- 
finanzierung verwiesen werden. Dazu hat das Bun- 
desverfassungsgericht u. a. ausgeführt: „Der Ge- 
setzgeber kann aber schon bei der Wahl einer Zer- 
splitterung der Stimmen und der Bildung von 
Zwergparteien Vorbeugen und die Erstattung von 
Wahlkampf kosten dementsprechend beschränken. 
Zwar kann die Erstattung der Wahlkampfkosten 
einer Partei nicht davon abhängig gemacht werden, 
daß sie 5 v. H. der abgegebenen Stimmen erhalten 
hat. Diese Maßnahme würde den Effekt verdoppeln, 
den die 5-v. H.-Klausel hat, und einer neuen Partei 
den Einzug ins Parlament praktisch unmöglich ma- 
chen. Andererseits genügen die im Bupdeswahlge- 
setz vorgeschriebenen Voraussetzungen für die Be- 
teiligung einer neuen politischen Partei an einer 
Wahl noch nicht, um den Mißbrauch zu verhindern, 
daß sich kleine Splittergruppen nur deshalb am 
Wahlkampf beteiligen, weil er vom Staat finanziert 
wird . . . 

Ferner stellt das Bundesverfassungsgericht fest: 

„Auch hinsichtlich des Umfangs des Ersatzes der 
einer Partei entstandenen Wahikampfkosten wird 
eine Differenzierung in gewissen Grenzen mit dem 
Grundsatz der Chancengleichheit der Parteien ver- 
einbar sein ... 

Es würde dem Sinn des Ersatzes der Wahlkampfko- 
sten aus öffentlichen Mitteln widersprechen, wenn 
alle Parteien, die sich an der Wahl beteiligen, ohne 
Rücksicht auf ihre Bedeutung und ihr eigenes per- 
sonelles, ideelles und materielles Potential in den 
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Stand gesetzt würden, den gleichen Aufwand zu 
treiben. Denn dadurch würde gerade die vom Staat 
Vorgefundene tatsächliche Wettbewerbslage ver- 
fälscht werden" (BVerfGE 20, 56 [117, 118]). 

Aufgrund dieser Feststellung des Bundesverfas- 
sungsgerichts hält der Wahlprüfungsausschuß die 
Begründung des Einspruchs nicht für durchschla- 
gend. Mit der Unterstellung des Einspruchsführers, 
die Bundesverfassungsrichter seien antidemokra- 
tisch, braucht sich der Wahlprüfungsausschuß im 
Rahmen des Wahlprüfungsverfahrens nicht ausein- 
anderzusetzen. 

Auch mit dem Hinweis auf die Anzeigenserien bzw. 
Publikationen der Bundesregierung zugunsten der 
regierenden Parteien kann der Einspruch nicht be- 
gründet werden, da der pauschale Hinweis, sie sei- 
en kriminell, publizistisch ein wirksames Attribut 
zur Verächtlichmachung organschaftlicher Tätig- 


keit der Regierung sein mag, nicht jedoch als genü- 
gend substantiierte Tatsachenbehauptimg für die 
Begründung eines Wahleinspruchs angesehen wer- 
den kann (vgl. BVerfGE Bd. 40, 11 [30 ff.]). 

Der Einspruch war daher gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
WPG als offensichtlich unbegründet zurückzuwei- 
sen. 

Rechtsmittelbelehning 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
simg der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, \mter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache — Az. 30/76 — des Infried Geisler, 

7000 Stuttgart 30, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 9. Oktober 1976 an den 
Kreiswahlleiter des Wahlkreises 167, das über 
den Landeswahlleiter des Landes Baden-Würt- 
temberg dem Deutschen Bundestag zugeleitet 
wurde, hat der Einspruchsführer Einspruch ge- 
gen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen 
Bundestag im Wahlkreis 167 — Ludwigsburg — 
eingelegt. 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt er vor, 
wie aus einer Meldung der „Stuttgarter Nach- 
richten" vom 9. Oktober 1976 unter der Über- 
schrift „Wahlnachlese" zu entnehmen sei, hät- 
ten mindestens zwei Türkinnen in Kornwest- 
heim und Asperg ihre Stimmzettel in die Urne 
geworfen, obwohl diese Ausländerinnen seien 
und nicht die deutsche Staatsangehörigkeit be- 
säßen. Da dieser Tatbestand nur durch Zufall 
über eine türkische Zeitungsredaktion bekannt- 
geworden sei, müsse damit gerechnet werden, 
daß weitere Ausländerinnen bzw. Ausländer 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit an der Bun- 
destagswahl teilgenommen hätten. Er beantragt, 
die gesamten Wahllisten des Wahlkreises Lud- 
wigsburg nach weiteren Ausländern zu überprü- 
fen und die Wahl im Wahlkreis 167 für ungültig 
zu erklären. 

Auf Aufforderung des Wahlprüfungsausschusses 
hat der Kreiswahlleiter des Wahlkreises 167 mit 
Schreiben vom 19. November 1976 zu dem Vor- 
bringen des Einspruchsführers Stellung genom- 
men und u. a. ausgeführt: 

„Der Kreiswahlausschuß nahm davon Kenntnis, 
daß in den Städten Kornwestheim und Asperg 
jeweils eine Person ihre Stimme zur Bundestags- 
wahl abgegeben hat, obwohl sie dazu nach dem 
Wahlrecht nicht berechtigt waren. Es handelte 
sich in beiden Fällen um türkische Gastarbeite- 
rinnen, die seit längerer Zeit im Bvmdesgebiet 
leben. Nach Auskunft der betreffenden Bürger- 
meisterämter sei dies Versehen auf einen Ab- 
lochfehler der EDV-Stelle zurückzuführen, von 


der die Wahlbenachrichtigungskarten ausge- 
druckt worden seien. Der Kreiswahlausschuß 
bedauert dieses Vorkommnis, er ist jedoch der 
Auffassung, daß das Wahlergebnis, d. h. die 
Sitz Verteilung durch den Wahlfehler nicht be- 
einflußt wird." 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung 
der Sach- und Rechtslage beschlossen, gemäß 
§ 6 Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes 
(WPG) von der Anberaumung einer Öffentlichen 
mündlichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt, 
aber nicht begründet. Gemäß § 12 Abs. 1 des Bun- 
deswahlgesetzes (BWG) sind wahlberechtigt nur 
Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes, die am Wahltage das 18. Lebensjahr 
vollendet haben, mindestens drei Monate im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ihre Wohnung inne- 
haben oder sich sonst gewöhnlich aufhalten und 
nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. Da für 
die türkischen Gastarbeiterinnen die Voraussetzun- 
gen für eine Teilnahme an der Bundestagswahl 
nicht gegeben waren, haben sie somit zu Unrecht an 
der Bundestagswahl teilgenommen. Ihre Teilnahme 
stellt damit einen Wahlfehler dar, der den Ein- 
spruch jedoch nicht zu begründen vermag, da er 
auf die Sitzverteilung für den 8. Deutschen Bundes- 
tag ohne Einfluß geblieben ist (vgl. BVerfGE 4, 370 
[372 f.]). 

Der Einspruchsführer hat zwar auch beantragt, die 
gesamten Wahllisten des Wahlkreises Ludwigsburg 
nach weiteren Ausländern zu überprüfen. Für eine 
derartige Prüfung sah der Wahlprüfungsausschuß 
jedoch keine Veranlassung. Die Tatsache, daß im 
Wahlkreis Ludwigsburg zwei Ausländerinnen fälsch- 
licherweise an der Bundestagswahl teilnehmen 
konnten, weil sie zu Unrecht im Wählerverzeichnis 
eingetragen waren, rechtfertigt nicht die Vermu- 
tung, daß die Zahl der zu Unrecht an der Bundes- 
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tagswahl zugelassenen Ausländerinnen weit höher 
war. Auch läßt sich aus der Natur des festgestell- 
ten Wahlfehlers nicht entnehmen, daß er nicht auf 
die zwei bekanntgewordenen Fälle beschränkt war. 
Dies gilt um so mehr, als die beiden festgestellten 
Fälle nicht in einer Kommune, sondern in zwei ver- 
schiedenen Städten vorgekommen sind. Zwar ist 
nicht auszuschließen, daß derartige Wahlfehler 
auch in anderen Kommunen des Wahlkreises oder 
sogar im ganzen Bundesgebiet vorgekommen sind. 
In der Andeutung einer solchen Möglichkeit liegt 
aber nicht die erforderliche Angabe genügend sub- 
stantiierter Tatsachen, die nach der Substantiie- 
rungspflicht gemäß § 2 Abs. 2 WPG verlangt wird 
(BVerfGE Bd. 40, 11 [30 ff.]). 


Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- ■ 
weisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 36/76 — des Armin Krueger, 

5650 Solingen 1, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag 
vom 3. Oktober 1976 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 17. Oktober 1976 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag einge- 
legt. 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt er vor, 
Bundesregierung, Bundestag, Parteien und nicht 
parlamentarische Gruppen hätten das Grundge- 
setz und die Grundrechte mißachtet bzw. gegen 
diese verstoßen; die Wahlen seien auch rechts- 
widrig, weil sie unter versuchter Beeinflussung 
und versuchter Bestechung durchgeführt worden 
seien. 

Unter Berufung auf Bestimmungen des Grundge- 
setzes meint der Einspruchsführer, alle Vereini- 
gungen hätten gegenüber dem Staat und seinen 
Gesetzen Neutralität zu wahren; ein Verstoß ge- 
gen dieses Gebot sei Rechtsbruch und damit 
verfassungswidrig. Kirche und Gewerkschaften 
hätten gegen dieses Gebot verstoßen, indem die 
Kirche durch einen Hirtenbrief die Wähler auf- 
gerufen habe, ihre Stimme nur einer christlichen 
Partei zu geben, während die Gewerkschaften 
durch Mitglieder der höchsten Gremien den 
Aufruf verbreiteten, Gewerkschaftler könnten 
nur soziale Parteien wählen. Da weder Regie- 
rungs- noch Oppositionsparteien gegen das Ver- 
halten der Kirche und der Gewerkschaften ein- 
geschritten seien bzw. sich von ihren Aktionen 
distanziert hätten, hätten auch sie sich eines 
Verstoßes gegen die Bestimmungen des Grund- 
gesetzes schuldig gemacht. 

Ferner meint er, aus Artikel 21 des Grundgeset- 
zes ergebe sich, daß die verschiedenen Parteien 
die Verpflichtung hätten, die Wähler sachlich 
aufzuklären, um damit zu ihrer freien Willens- 
bildung zu gelangen. Dieser Aufgabe seien die 
politischen Parteien jedoch nicht nachgekom- 
men. 

Weiter meint der Einspruchsführer, Wahlver- 
sprechungen dienten nicht der politischen Mei- 
nungsbildung. Alle Parteien hätten sich durch 


ihr Verhalten dem Bürger gegenüber gesetzwid- 
rig verhalten. Durch Wahlgeschenke an jeder- 
mann auf der Straße werde die Meinungsbil- 
dung untergraben. Unpersönliche Geschenke 
dienten der Bestechung oder der Beeinflussung 
und seien deshalb strafbar. Durch das unkorrek- 
te Verhalten der Parteien seien /das Grundgesetz 
und die Grundrechte zur freien Willensbildung 
auf das Schwerste verletzt worden. Er meint, Be- 
weismaterial brauche er wohl nicht zu erbrin- 
gen, da alles durch die Öffentlichkeit, die Presse 
sowie Rundfunk und Fernsehen bekanntgemacht 
worden sei. 

Aufgrund all dieser Verstöße, so meint der Ein- 
spruchsführer, sei die Bundestagswahl vom 
3, Oktober 1976 ungültig. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt 
und auch begründet worden; er ist auch zulässig, 
jedoch offensichtlich unbegründet. 

Aufgabe des Wahlprüfungsverfahrens ist es, festzu- 
stellen, ob durch Verletzung der Wahlrechtsbestim- 
mungen das Ergebnis der Bundestagswahl beein- 
flußt wurde oder hätte beeinflußt werden können. 
Die vom Einspruchsführer gemachten Ausführun- 
gen sind jedoch zu allgemein gehalten und lassen 
keinen Hinweis auf einen konkreten Verstoß gegen 
wahlrechtliche Bestimmungen erkennen. 

Auch soweit der Einspruchsführer auf wahlrechtli- 
che Verstöße durch Kirchen, Gewerkschaften und 
Parteien hinweist, vermögen diese Hinweise seinen 
Einspruch nicht zu begründen. Wie aus dem Zu- 
sammenhang seiner Einspruchsbegründung entnom- 
men werden muß, sieht er in der Aktivität der von 
ihm genannten Einrichtungen einen Angriff auf die 
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freie politische Willensbildung des Volkes und da- 
mit auf die freie Wahl. Selbst unterstellt, die Kir- 
chen hätten die Wähler aufgefordert, nur christli- 
che Parteien, die Gewerkschaften gefordert, nur so- 
ziale Parteien zu wählen und die politischen Partei- 
en hätten mit falschen Wahlversprechungen den 
Wählerwillen manipuliert, könnte darin kein Ver- 
stoß gegen den Grundsatz der freien Wahl gesehen 
werden. Kann zunächst darauf hingewiesen werden, 
daß jedem einzelnen Staatsbürger das Recht zu- 
steht, an der Meinungsbildung des Volkes mitzu- 
wirken \xnd gilt dies um so mehr, als aus Artikel 21 
Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes entnommen werden 
muß, daß die politischen Parteien kein Monopol be- 
züglich der politischen Willensbildung des Volkes 
haben, muß der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts gefolgt werden, das darauf hingewie- 
sen hat, neben den politischen Parteien wirkten 
auch die einzelnen Bürger und vor allem Verbände, 
Gruppen und Vereinigxmgen auf den Prozeß der 
Meinungs- und Willensbildung ein (vgl, BVerfGE 
20, 56 [114]). 

Daß politische Parteien im Rahmen der Darstellung 
ihrer Parteiprogramme mit Wahlversprechungen im 
Wahlkampf operieren, ergibt sich aus der Natur 
der Sache. Wahl Versprechungen, auch wenn sie 
nach gewonnener Wahl nicht eingehalten werden 
können, vermögen jedoch einen Wahleinspruch 
nicht zu begründen. Soweit der Einspruchs führer 
Äußerungen der Kirche bzw. der Gewerkschaften 
auf greift, hält der Wahlprüfungsausschuß diese 
durch Artikel 5 des Grundgesetzes geschützt. Eine 
Verletzxmg des Grundsatzes der freien Wahl durch 
die Kirche bzw. Gewerkschaften könnte nach Auf- 
fassung des Wahlprüfungsausschusses nur dann an- 
genommen werden, wenn die genannten Einrichtun- 
gen mit ihren Äußerungen im Wahlkampf allgemei- 
ne Gesetze verletzt und dadurch gleichzeitig den 
Grundsatz der freien Wahl verletzt hätten. 

Zum Grundsatz der freien Wahl hat das Bundesver- 
fassungsgericht festgestellt: „Die Wahlfreiheit be- 


steht zunächst darin, daß jeder Wähler sein Wahl- 
recht frei, d. h. ohne Zwang oder sonstige unzuläs- 
sige Beeinflussung von außen ausüben kann. Durch 
sie soll vor allem die freie Wahlbetätigung ge- 
schützt werden" (BVerfGE 7, 63 [69]). 

Unabdingbare Voraussetzung für die freie Wahl ist 
der Schutz des Wahlgeheimnisses. Soweit sich die 
Grundsätze der freien und geheimen Wahl gegen- 
seitig bedingen, ist weniger die freie Willensbil- 
dung oder die Freiheit des Entschlusses angespro- 
chen, als vielmehr die grundgesetzlich garantierte 
Freiheit des einzelnen Wählers, seine in der Regel 
schon vor der Wahlhandlung getroffene Entschei- 
dung frei von jeder Kontrolle und jedem Druck in 
der Wahlhandlung zu dokumentieren (vgl. Druck- 
sache VI/1311, S. 33 und Drucksache 7/1956, S. 35). 

Ist aus den dargelegten Gründen den Kirchen und 
Gewerkschaften nicht versagt, ihrerseits bei der 
Vorformung der politischen Willensbildung des 
Volkes mitzuwirken, den politischen Parteien er- 
laubt, auch nicht realisierbare Wahl Versprechungen 
abzugeben, kann von einer unzulässigen Beeinflus- 
sung des Wählerwillens nicht die Rede sein und 
damit auch nicht von einem unzulässigen Angriff 
gegen die grundgesetzlich garantierte freie Wahl. 
Der Einspruch war daher gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
Wahlprüfungsgesetz (WPG) als offensichtlich unbe- 
gründet zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehning 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen Beschwerde beim Bun- 
desverfassungsgericht erhoben werden. Sie muß 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 

Deutschen Bundestages — — beim 

Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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